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THE ENVIRONMENT IN THE NEWS

Thursday, 7 July 2005



Other Environment News
· Le G8 à la recherche d'accords sur le climat et l'Afrique (TF1)
· Experts Predict Polar Bear Decline (Washington Post)
· London has Olympic Chance to Make "Eco Games" (Friends of the Earth)
· Découverte d'une nouvelle espèce de dauphin en Australie (Nouvel Observateur)


Environmental News from the UNEP Regions

· ROAP
· ROA
· ROE
· ROWA


Other UN News

· UN Daily News of  6 July 2005
· S.G.’s Spokesman Daily Press Briefing of 6 July 2005
_____________________________________________________________________________

ADN Kronos International:G8 Urges Leasers to Step Efforts on African Hunger, Global Warming
[UN News Release, also on Scoop.co.nz, ...]

New York, 6 July (AKI) - As leaders of the world’s richest nations gathered on Wednesday for the G8 Summit, United Nations agencies urged them to rise to the challenge of the two main issues on their agenda – aid to Africa and global warming - reminding them that hunger is the world’s biggest killer and calling for even deeper cuts in greenhouse gases. “Remember a simple fact: hunger and malnutrition are still the world’s biggest killers, taking the lives of more people every year than AIDS, malaria and tuberculosis combined,” the UN World Food Programme WFP) said in a statement ahead of the summit opening in Gleneagles, Scotland. 

“Nowhere is this more apparent than in Africa, where forgotten conflicts and hidden disasters continue to expose millions to the scourge of hunger. One African in three is malnourished and there has been little sign of change in that over the last decade,” it added.

“Hunger is a symptom of failure – failed harvests, failure to cope with natural disasters, and failure to overcome social inequities, ethnic strife and racial hatred.”

Citing a litany of enormous challenges, WFP noted that in Africa alone, it is together with its partners to deliver emergency food to 26 million people in more than 20 different countries.

In Southern Sudan, where civilians are finally returning home after decades of war, its operations are still less than half funded; in southern Africa, where the triple threat of HIV/AIDS, drought and weak government capacity threaten the lives of at least 8 million people, it has received less than 20 per cent of the requested funding; in Niger and Mali, where a lethal combination of locust infestation and drought has left hundreds of thousands hungry, less than a third of the 11 million dollars needed has been received. 

“While there have been encouraging signs of increased aid commitments from donor governments, the food aid component, which is so critical in Africa, is falling short,” WFP said. “Food is the ‘first aid’ solution to Africa’s problems. It brings hope in often turbulent circumstances, and stabilises regions so there is an opportunity to work on longer-term humanitarian and political solutions.”

For its part the UN Environment Programme UNEP) reiterated calls for a new effort to move beyond targets and time-tables agreed under the Kyoto treaty against global warming towards the even deeper cuts in greenhouse gases necessary to stabilize the world’s climate.

Of the summit participants only the United States has not ratified the Kyoto Protocol to the 1992 UN Framework Convention on Climate Change, under which industrialized countries are to reduce their combined emissions of six major greenhouse gases during the five-year period from 2008 to 2012 to below 1990 levels.

____________________________________________________________________________

Die Welt:G8: Signal aus Schottland erwartet 

6. Juli 2005

[also in: Kurier, Berliner Morgenpost, Vorarlberg Online, Tagesanzeiger...]
Die Chefs der sieben größten Industrienationen und Rußlands werden beim Gipfel Erklärungen zur Afrikahilfe und zum Klimaschutz abgeben. Weitreichendes kann nicht erwartet werden

	

	


Edinburgh - Nach vielfältigen Appellen für eine Ausweitung der Afrika-Hilfe und des Klimaschutzes haben sich die Teilnehmer am G-8-Gipfels auf Entscheidungen zu diesen Themenbereichen eingestellt. Nach der Eröffnung am Abend wollten sich die Staats- und Regierungschefs der sieben führenden Industriestaaten und Rußlands auf zehn gemeinsame Erklärungen einigen. Gastgeber Großbritannien will eine massive Aufstockung der Hilfen für die ärmsten Länder Afrikas durchsetzen. Dies droht jedoch an finanziellen Fragen zu scheitern. Außerdem will die Regierung von Tony Blair Änderungen beim Klimaschutz erreichen, doch hier will US-Präsident George W. Bush nicht mitziehen. 

Problemfall Klimaschutz 

Die schwierigsten Verhandlungen wurden beim Thema Klimaschutz erwartet. Die USA sind der einzige G-8-Staat, der das Kyoto-Protokoll von 1997 noch nicht unterzeichnet hat. Der Direktor des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP), Klaus Töpfer, appellierte an die Gipfelteilnehmer, effektive Schutzmaßnahmen für Wälder, Küstengewässer und Marschlandschaften zu beschließen. Wissenschaftler hätten bewiesen, daß Investitionen in die Umwelt sich auszahlten, erklärte der frühere Bundesumweltminister in New York. Zur Bekämpfung der Armut sei es auch notwendig, sauberes Trinkwasser bereitzustellen und die Ausbreitung von Krankheiten zu verhindern. 

Schröder für Entschuldung 

Bundeskanzler Gerhard Schröder stellte sich am Vorabend des Gipfels klar hinter den geplanten Schuldenerlaß für die ärmsten Länder. Ferner rief er dazu auf, ein „Signal zur Beruhigung der Ölmärkte“ zu setzen. Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) beklagte, daß die ursprünglichen G-7 ihre Zusage zur Aufstockung der Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des nationalen Einkommens bei weitem verfehlen würden, wenn sie ihren Kurs nicht grundlegend änderten. In diesen Ländern seien die Durchschnittseinkommen in den letzten 15 Jahren sprunghaft angestiegen, die Ausgaben für die Entwicklungshilfe dagegen real gesunken. 

Eine Million Demonstranten 

In Edinburgh wurden rund eine Million Menschen zu einer Großdemonstration erwartet. Damit soll der vom Popsänger Bob Geldof organisierte „Lange Marsch zur Gerechtigkeit“ abgeschlossen werden. Die Demonstration schloß an die Live-8-Konzerte vom vergangenen Wochenende an, bei denen die Teilnehmer für einen deutlichen Ausbau der Afrika-Hilfe warben. WELT.de
_____________________________________________________________________________

Deutschlandfunk:Töpfer warnt vor zu hohen Erwartungen an G8-Gipfel

6. Juli 2005

Leiter des UNO-Umweltprogramms lobt Tagungsagenda des Treffens

Moderator: Stefan Heinlein

Der Leiter des UNO-Umweltprogramms, Klaus Töpfer, hat die Erwartungen an den G8-Gipfel gedämpft. Insbesondere beim Thema Klimaschutz gebe es große Differenzen unter den Teilnehmern, sagte Töpfer. Er betonte, der britische Premierminister Tony Blair habe mit dem Klimaschutz und der Entwicklungshilfe zwei wichtige Themen in den Mittelpunkt der Tagung gestellt.
Heinlein: George Bush hat heute Geburtstag. Seinen Ehrentag verbringt er im Kreise der Mächtigen auf dem G8-Gipfel im schottischen Gleneagles. Doch auf allzu große Geschenke darf der US-Präsident nicht hoffen. Im Gegenteil, der Amerikaner könnte wieder einmal die Rolle des Buhmanns zugewiesen bekommen. Gastgeber Tony Blair hat ein Thema auf das Gipfel-Menü gesetzt, was ganz und gar nicht den Geschmack des Texaners trifft. Seit Jahren liegt der Klimaschutz dem Weißen Haus schwer im Magen. Geradezu allergisch reagiert George Bush auf das Kyoto-Protokoll. Die Hoffnungen auf klimapolitische Fortschritte sind dementsprechend gering. Schon im Vorfeld wurde die Gipfelerklärung wesentlich entschärft. ... Bei mir am Telefon ist nun der Direktor des UNO-Umweltprogramms Klaus Töpfer. Guten Morgen. 

Töpfer: Einen schönen guten Morgen.

Heinlein: Keine sehr positiven Erwartungen an den Gipfel, teilen Sie diese Einschätzung?

Töpfer: Ja, es wäre wirklich überzogen, hier sehr blauäugigen Optimismus an den Tag zu legen. Das ist tatsächlich leider wieder nicht der Fall. Auf der anderen Seite sollte man erstmal Tony Blair loben, dass er sehr mutig diese zwei Schwerpunkte auf den Gipfel gebracht hat - Afrika und Klima - die nebenbei auch sehr eng miteinander verbunden sind. Es sind ja gerade die Entwicklungsländer, es ist gerade Afrika, die jetzt schon am meisten und in Zukunft noch mehr unter dem Klimawandel leiden. Es ist also ganz wichtig, dass dieses Thema klar und deutlich dort angesprochen wird. Das zweite in dem von Ihnen zitierten Interview hat ja Präsident Bush zum ersten Mal auch gesagt, jawohl, es gibt Klimawandel und jawohl, der Mensch hat an diesem Klimawandel seinen Anteil. Das scheint ein kleiner Fortschritt zu sein, aber es ist ein Fortschritt, auf dem man weiter aufbauen muss. 

Ich bin und bleibe der festen Überzeugung, dass es ja nicht nur die Umweltgründe sind, der Klimawandel mit seinen drastischen Folgen, sondern dass es auch ganz ökonomische Notwendigkeiten sind, zur Energieversorgung zu kommen, die weniger Kohlenstoff nutzen. Wenn Sie sehen, wie die Energienachfrage in der Welt zunimmt, wie China und Indien mit einem großen Wachstum mehr und mehr Energiekonsumenten sind, und der Kampf um den Zugang zu knappen Energieträgern, besonders zu Öl, dadurch permanent intensiver wird, die Preise weiter deutlich ansteigen, dann wissen Sie, dass die Gefährdung für die amerikanische Wirtschaft besteht und darüber hinaus in besonderer Weise von der Verknappung fossiler Energieträger kommt, dass deswegen gehandelt werden muss. Hier treffen sich zwingende Umweltnotwendigkeiten mit ökonomischen Selbstverständlichkeiten sehr schnell. 

Heinlein: Einen kleinen Fortschritt bei George Bush haben sie festgestellt. Was müssen denn die Europäer auf diesem Gipfel unternehmen, damit sich dieser Erkenntnisfortschritt dann auch in praktische Klimapolitik umsetzt?

Töpfer: Auf diesem Gipfel sind ja nicht nur die G8 vertreten. Das sind wichtige Länder aus dem Entwicklungsbereich dieser Welt vertreten, diejenigen, die sehr starke Wachstumsraten haben, die große Energiezuwächse im Verbrauch haben. Der G8-Gipfel sollte erstens ganz sicher und klar machen, dass die sieben Staaten von den acht ihre Verpflichtungen aus Kyoto nicht nur einhalten werden, sondern sie jetzt schon darauf ausgerichtet sind, ihre Abhängigkeit von fossilen Energieträgern weiter zu vermindern. Und dass dieses nicht eine ökonomische Belastung ist, sondern ganz im Gegenteil, dass es Chancen auch für wirtschaftliche Entwicklung hat, dass es Arbeitsplätze schafft und die wirtschaftliche Perspektive stabiler macht, den Frieden in der Welt verbessert. Wenn dieses Signal klar kommt, dann ist eben endlich einmal deutlich geworden, dass das nicht irgendeine Bestrafung für Wirtschaft ist, sondern eine Herausforderung, eine Chance für clevere Leute, für bessere Lösungen, gerade auch im Energieverbrauch. Dies ist das Minimum, was herauskommen muss, dass jeder sich darüber im Klaren ist, wir können nicht zur Tagesordnung übergehen. Wenn wir das tun, werden wir im hohen Maße die Stabilität dieser Welt in Frage stellen.

Heinlein: Haben Sie denn Hoffnungen, dass George Bush diese Erkenntnis auch teilt oder müssen die Amerikaner die Folgen des Klimawandels erst am eigenen Leib spüren, damit sich etwas bewegt in den USA, im Weißen Haus?

Töpfer: Das Bild in den Vereinigten Staaten ist ja viel differenzierter. Wir hatten gerade Anfang Juni den Weltumwelttag in San Francisco. Wenn Sie sehen, was in Kalifornien geschieht. Gouverneur Schwarzenegger hat dort eine Pressekonferenz gemacht und ein Klimaschutzprogramm für Kalifornien vorgestellt - und das ist ja nicht irgendein Staat - dass sich ohne jeden Zweifel mit dem, was wir in Europa tun und sehen, vergleichen lässt. Dasselbe sehen Sie in vielen, vielen Städten und anderen Staaten der Vereinten Nationen, Sie sehen einen sehr engagierten, klimaschutzorientierten Wandlungsprozess in großen Unternehmen. Wenn Sie etwa sehen, was General Electric vorgelegt hat, was andere investieren, um unabhängiger zu werden von fossilen Energieträgern, wie sie diese Herausforderung annehmen. Also, das Bild in Amerika ist viel differenzierter. Ich glaube, diese Kräfte, diese Entwicklungen in Amerika werden viel stärker dazu beitragen, als irgendwelche Beeinflussungen von außen, um eine Veränderung dort zu erreichen.

Heinlein: Also es bringt nichts, wenn Sie richtig verstehe, die Amerikaner als Klimakiller pauschal in die Ecke zu stellen, sondern man muss diese positiven Ansätze, die Sie gerade genannt haben, fördern.

Töpfer: Ich will das nicht falsch verstanden wissen. Natürlich muss man immer und immer wieder sagen, es ist dringend notwendig, dass die Vereinten Nationen die Verursacher dieser Klimaveränderungen Numero Eins, dass die mit ins Boot kommen, so schnell wie möglich, so intensiv wie möglich. Aber man kann nicht nur mit dieser Position verbleiben, man muss darüber hinausgehen, man muss alles dran setzen, um die Umweltüberlegungen mit den ökonomischen Notwendigkeiten zu verbinden, und das, was sich in Amerika entwickelt, auch einmal positiv mit anzusprechen, bis hin zu technologischen Veränderungen. Wir alle wissen, dass wir etwa im Bereich der Wasserstofftechnologien weiterkommen müssen. Wir alle wissen, dass wir uns in hohem Maße fragen müssen, wie geht es insgesamt weiter, auch mit neueren Entwicklungsfragen in der Kernenergie. Alles dies steht ja auf der Agenda und es wäre ganz falsch, wenn man von vornherein diese technologischen Anforderungen weglassen würde. Wir werden auf diesem Gebiet noch viele, viele sehr interessante Diskussionen, wie ich glaube, in der nächsten Zukunft erleben.

Heinlein: Also ist der reine Ansatz von Kyoto - Reduzierung, Begrenzung des CO2-Ausstoßes - falsch. Es braucht weitere Ansätze, etwa über technologische Neuentwicklungen?

Töpfer: Nein, ich glaube nicht, dass es falsch ist. Sie werden den Kyoto-Ansatz nur erreichen können, wenn Sie auch technologische Neuentwicklungen umsetzen, wenn Sie Energiesparen fördern, wenn Sie die Effizienz erhöhen. Aber wir müssen ja weit über Kyoto hinaus gehen. Wir müssen jetzt schon daran denken, dass wir nicht nur Minderungsraten von 5,2 Prozent erreichen müssen, sondern von 20, von 30 Prozent. Und dafür brauchen wir ganz sicherlich weite Veränderungsmöglichkeiten. Das Gute ist, dass wir Kyoto haben. Das ist eine hervorragende Tatsache, dass Kyoto in Kraft getreten ist, mit all seinen neuen Instrumenten, mit dem Handel von Emissionen, mit der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern in dem, was wir das "clean-development-mechanism" nennen. Alles dies ist extrem wichtig, und deswegen ist so intensiv darum gekämpft worden, dass Kyoto in Kraft tritt. Und durch die Ratifizierung von Russland ist das ja auch möglich gewesen. 

Heinlein: Glauben Sie, Herr Töpfer, dass von allen Thesen, von allen Erkenntnissen, die Sie gerade hier ausführlich geschildert haben, irgendetwas in die Abschlusserklärung dieses G8-Gipfels einfließen wird?

Töpfer: Ich bin nach wie vor der Überzeugung, dass der Klimaschutz natürlich auch in der Abschlusserklärung eine Rolle spielen wird, dass das, was ich als positiv von vornherein gesagt hatte, diese mutige und vorwärtsblickende Entscheidung von Tony Blair, den Klimaschutz dort zum Thema zu machen, auch Früchte trägt. Die Früchte werden sicherlich nicht die sein, die wir wollen, die wir brauchen, die wir haben müssen. Aber es wird wieder ein kleiner Schritt in die Richtung sein, dass niemand mehr in Frage stellt, wir brauchen eine andere Energieversorgungsstruktur. Wir brauchen eine höhere Energieeffizienz und wir müssen das global machen, mit allen, die Energie verbrauchen.

Heinlein: Heute Morgen im Deutschlandfunk der Direktor des UNO-Umweltprogramms, Klaus Töpfer. Herr Töpfer, vielen Dank.

 _____________________________________________________________________________

noticias.info: Blair Close To G8 Consensus On Flagship Issues

6.07.2005

/noticias.info/ Tony Blair will greet world leaders at the start of the G8 summit in Gleneagles Wednesday night, confident he can forge a consensus between the US and Europe on the flagship issues of climate change and Africa, reports the Financial Times.

A spokesman for Blair said there was a "growing consensus" among G8 leaders on the need to combat greenhouse gases - but said negotiations on the issue would still go "down to the wire" at Gleneagles. Britain looks set to avoid the clash over climate change between Jacques Chirac, the French President and US President George Bush. The US is nowhere near signing up to the Kyoto protocol that sets international targets for greenhouse gas emissions. But Jerome Bonnafont, the French president's spokesman, said yesterday Paris would sign a joint communiqué on climate change - as long as it respected the scientific evidence, recognized the urgency of dealing with the issue and made reference to the goals of Kyoto. On Africa, meanwhile, the main summit initiatives - the reduction in some countries' debt and the doubling of aid by 2010 - have now been agreed. Chirac will argue for the creation of additional sources of non-state financing for development, such as an international tax on airline tickets.

The Associated Press adds that in addition to boosting aid for Africa, the G8 leaders are expected to endorse a deal their finance ministers reached in June to wipe out $40 billion in debt that 18 poor countries owe international lending agencies including the World Bank. Blair also was pushing the rich nations to reach agreement on cutting farm subsidies that rich nations give their farmers, which depress imports of farm products from poor nations.

Xinhua (China) further reports that, according to Radio Netherlands, an appeal to the G8 to increase the amount of money donated to developmental assistance by $50 to $60 billion a year in order to meet the millennium target was signed by Dutch Prime Minister Jan Peter Balkenende and the prime ministers of Luxembourg, Denmark, Sweden and Norway. The five states have met the target of devoting 0.7 percent of their gross national products to foreign aid.

Reuters also reports that G8 leaders are also expected to tackle their own immediate problems, one being oil's rise to a record of $60.95 a barrel last week, seen as potentially derailing growth, especially the long-awaited recovery in Europe and Japan. Leaders of G8 nations object to high oil prices and want clear information on oil reserves to counter speculation in the markets because of the potential damage to growth, according to the draft text of a statement due to be issued this week from talks at the G8 summit. In a text shown to the news agency and dated June 28 but expected to change little before an official seal of approval, the G8 leaders acknowledge that the United States needs to do more to balance the world economy by boosting US household savings and Europe and Japan need to spur their economic growth.

The Financial Times further notes that Jose Manuel Barroso, the European Commission's President, is due to announce at the G8 that the European Union will shift more of its aid spending into helping developing countries build up the capacity to export. The Commission's "aid for trade" fund will be increased from $834 million to $1 billion a year. The aid is intended to help poor countries build roads, ports and railways, train customs and border staff, improve product standards and testing and improve negotiating skills in trade talks. The shift reflects concern that poor countries, particularly in Africa, are not using the trade access they already have.

The Associated Press meanwhile writes that Klaus Toepfer, the UN environment chief has a message for the G8 leaders: scientists have shown that it pays to preserve forests, coastal waters and marshes. Toepfer said scientific data show that destruction of the environment is a direct cause of many problems faced in the world today, including poverty, declining health, hunger, undrinkable water, disease, migration from rural to urban areas, and conflict. He said the Millennium Ecosystem Assessment underscored that the environment is critically important for development. The study found, amongst other things, that humans had depleted 60 percent of the world's grasslands, forests, farmlands, rivers and lakes.

In related news, the Irish Times reports that African Union heads of state on Tuesday urged the G8 to implement all the proposals of the Commission for Africa report. The report, commissioned by British prime minister Tony Blair for consideration by G8 leaders meeting in Scotland calls for freer trade, a big rise in aid and debt cancellation. Among the report's findings is a strong statement on corruption: "Weak governance has blighted the development of many parts of Africa to date. Corruption is a systemic challenge facing African leaders.” And it recommends a strengthening of regional bodies like the African Union and its Nepad development program, the pan-African parliament, and the African Development Bank, more transparent business practices, and the repatriation from the West of money stolen in Africa.

_____________________________________________________________________________

The Guardian:Let other Johnsons party on - I am away to Paris to do my bit for the world's great apes

 Stanley Johnson
7 July 2005
 
Around this time last year, I went trekking in the Virunga mountains in the eastern part of the Democratic Republic of the Congo (DRC), formerly Zaire. I had never seen gorillas in the wild before and, since I am a trustee of the Dian Fossey Gorilla Fund (Europe), Greg Cummings and Jillian Miller, who run the European arm from a modest office near Chalk Farm, kindly suggested it was about time I broke my duck.

We drew a blank in the Congolese Virungas. After two successive days when we hacked our way for hours on end through dense undergrowth with no sign of gorillas except a couple of old nests, Greg admitted defeat. 

"Basically," he explained, "there's so much unrest in this part of the country, so many armed bands fighting each other, that the mountain gorillas have probably moved over to the Rwandan side. We had better go looking for Grauer's instead. "

With a heavily armed escort, we drove west into the DRC's Kahuzi-Biega National Park, where one day, after a long morning's climb, our efforts were finally rewarded. I was with a pygmy tracker at the time, a member of the Batwa tribe. Suddenly he motioned to me to keep still as a huge male Grauer silverback burst out of the undergrowth with a menacing roar, charging to within 10ft of us before coming to a quivering halt.

"Look submissive. Bow your head," Greg hissed from behind me. I did as I was told and after a brief stand-off the gorilla pushed back into the brush.

It was one of the most marvellous hours I have spent in my life. Once the gorilla had determined we meant no harm, he continued calmly with his normal routine, swiping nuts and fruit from the trees with a long forearm and occasionally throwing his head back and rolling his eyes in apparent contentment. Later, two females joined him and, as our allotted time came to an end, we watched them disappear into the forest.

The Grauer's gorillas in the forests of the eastern Congo, such as Kahuzi-Biega, are probably even more threatened than the mountain gorillas of the Virungas, whose numbers, thanks to intensive protection efforts, have now stabilised at around 650 and may even be increasing. War and civil disorder, mining and deforestation, as well as the bush-meat trade, have taken a tremendous toll on the Grauer's gorilla. Population figures are hard to pin down, but what is beyond doubt is that a species which once was plentiful, now numbers in the low thousands - a range of sources estimates them at between 2,700 and 5,400.

Even though it may not feature at the G8 meeting in Gleneagles this week, the fate of the great apes (not just gorillas, but chimpanzees, bonobos and orang-utans) is not entirely absent from the international agenda. In September this year, the first inter-governmental conference wholly devoted to the conservation of the great apes will take place in Kinshasa under the sponsorship of the Democratic Republic of the Congo. All 23 countries with wild great ape populations (including, from outside Africa, Indonesia and Malaysia) are expected to attend. The EU Commission has provided substantial support. Among the individual EU member states, Britain has played a leading role, not only in supporting the intergovernmental meeting, but in helping the UN's first efforts in this field through the Great Ape Survival Project (Grasp), which has recently been launched by Unesco and Unep, the UN's environment agency.

The hope is that the Kinshasha meeting, which is expected to adopt a world declaration on the future of the great apes and a detailed programme of action, will generate a new sense of urgency in the fight to save the great apes. This is more than a moral and philosophical issue. If you save the apes, you help save the forests and the people - millions of them - whose livelihoods depend on those forests. Given the crucial role of the tropical rain-forests for the conservation of biodiversity and as one of the great engines of the world's climate, you may even help save the world. After Live 8, Live Ape!

Because I have to attend a pre-Kinshasa preparatory meeting at Unesco in Paris this week, I am going to miss tonight's Spectator party. I am sure there will be no shortage of Johnsons. At the last count, I noted a dozen or so writing for the national press, not all of them related to me. Apart from Boris, those springing immediately to mind include Paul, Frank, Luke, Daniel, Rachel, Jo, Martin and Ulrika (honoris causa). Perhaps the Spectator can produce a special issue one day written entirely by contributors called Johnson.

_____________________________________________________________________________

Cercle Finance: Veolia: s'engage dans la campagne Clean Up the World 2005

6 juillet 2005

- La direction de Véolia lance la campagne "Clean Up the World 2005" (CUW) en Europe, pour la préservation et le nettoyage de la planète. Cette campagne est également soutenue par le Programme des Nations Unies pour l'environnement (PNUE) et la Fondation d'entreprise Veolia Environnement. Elle a pour objet d'encourager les individus et les communautés à agir pour vivre dans un environnement plus propre et plus sain.

Les données de l'agence environnementale européenne indiquent que la quantité totale de déchets générés dans l'UE augmente et que les eaux des nappes phréatiques, rivières, lacs, estuaires et zones marines sont encore "très abondamment affectées par les activités humaines".

"CUW est le leader dans son domaine : non seulement en incitant à la création de milliers de programmes pour le nettoyage de l'environnement local mais encore, pour faire entendre la voix de la nécessité du développement durable" déclare Henri Proglio Président Directeur Général de Veolia Environnement.

_____________________________________________________________________________

Frankfurter Allgemeine Zeitung:Neue Energie in die alte Politik
Verfügbarkeit statt Abhängigkeit: Hermann Scheers Vision vom Solarzeitalter

05. Juli 2005 Hermann Scheer: Energieautonomie. Eine neue Politik für erneuerbare Energien. Antje Kunstmann Verlag, München 2005. 320 Seiten, 19,90 [Euro].
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Die rot-grüne Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2020 mindestens zwanzig Prozent des Stroms aus erneuerbaren Energiequellen zu produzieren. Hermann Scheer zeigt konkret und an vielen realisierten Beispielen, daß und wie moderne Industriegesellschaften in den nächsten fünfzig Jahren komplett auf eine Erneuerbare-Energie- und nachhaltige Ressourcen-Wirtschaft umsteigen können. Der Bau neuer Großkraftwerke würde überflüssig. Seine Vision ist die solare Weltwirtschaft mit 200 energieautonomen Gesellschaften. Steigende Energiepreise, Kriege um Öl und zunehmende Naturzerstörungen gehören der Vergangenheit an. Utopie oder machbare Vision?

Klaus Töpfer nennt die heutige atomar-fossile Energie- und Ressourcenwirtschaft wegen ihrer ökologischen Folgen ein "Selbstmordprogramm" und wegen ihrer verheerenden Auswirkungen für die Wasserversorgung in Afrika und Südasien eine "ökologische Aggression". Die Weltwirtschaft rast mit ihrem derzeitigen Energiesystem tatsächlich auf den Abgrund zu, gleicht dieses Manko aber durch erhöhte Geschwindigkeit wieder aus. Heute verbrennen wir an einem Tag so viel Kohle, Gas und Öl, wie die Natur in 500 000 Tagen angesammelt hat. Wir verbrennen die Zukunft unserer Kinder und Enkel.

Das Pentagon hat das Klimaproblem inzwischen zum "größten Problem des 21. Jahrhunderts" erklärt. Gemessen an der raschen Notwendigkeit des Umsteuerns, so meint der Autor, geschieht auch unter der Regierung Schröder viel zuwenig. Scheer ist Bundestagsabgeordneter und Mitglied im SPD-Bundesvorstand, Präsident von Eurosolar und Träger des Alternativen Nobelpreises. "TIME-Magazine" stilisierte ihn zum "Hero for the Green Century" . Und ohne ihn wäre das Erneuerbare-Energie-Gesetz nicht denkbar, mit dem der Ökostromanteil in Deutschland heute auf zehn Prozent gestiegen ist. Etwa zwanzig Regierungen und Parlamente haben dieses Gesetz inzwischen in der Intention übernommen, darunter 16 EU-Staaten sowie China und Brasilien. Scheer ist ein idealistischer Praktiker und ein praktischer Idealist. Kommt das Solarzeitalter rasch, oder besteht Rückfallgefahr?

Das Angebot an Sonnen-, Wind-, Erdwärme- und Bioenergie ist weit mehr als ausreichend - allein die Sonne schickt täglich etwa 15 000 mal mehr Energie auf die Erde, als zurzeit alle sechs Milliarden Menschen verbrauchen. Diese Angebote gelten für alle Zeit und sind preisgünstig, denn Sonne und Wind schicken keine Rechnung. Die Politik muß allerdings günstige politische Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien schaffen, damit Massenproduktion der heute noch teuren solaren Technologien entstehen kann. Die Großkraftwerke sind erst verzichtbar, wenn künftig Millionen Bürger Energieproduzenten werden. Energieautonomie heißt also: Bürger zur Sonne, zur Freiheit - Energiedemokratie statt Energieabhänigkeit! Doch vor nichts haben Menschen mehr Angst als vor wirklicher Freiheit.

Erneuerbare Energien haben keine Folgekosten, weil sie naturverträglich und schöpfungsgemäß sind im Gegensatz zum Treibhauseffekt der fossilen und zur Gefährlichkeit der atomaren Energieversorgung. Warum aber trotzdem die Widerstände gegen die Energieautonomie? Sie gehen - nach Scheer - überwiegend auf das "letzte Aufbäumen des etablierten Energiesystems" zurück. Die Widerständler freilich schwanken bereits: Shell baut Solarfabriken und Offshore-Windparks, BP steht nicht mehr für British Petroleum, sondern für Beyond Petroleum, also Nachölzeitalter. Den alten Energieversorgern geht der Stoff aus, und der Mythos vom billigen Öl oder vom preiswerten Atomstrom löst sich gerade in Luft auf. Renaissance der Atomenergie? Gefährlich, unnötig und zu teuer, rechnet der Autor vor. Kohleenergie - wie von seiner Partei noch immer favorisiert? Viel zu teuer, nicht ökologisch und aus dem Museum der Technikgeschichte. Öl und Gas? Ebenfalls immer teurer und zerstören wie die Kohle das Klima.

Für Scheer hat der Umstieg auf erneuerbare Energien auch soziale Vorteile - es entstehen Millionen neue zukunftsfähige Arbeitsplätze. Allein in Deutschland bereits 150 000 in den letzten Jahren. In seiner Argumentation hat der Sozialdemokrat auch konservative Mitstreiter an seiner Seite: Nicht nur Klaus Töpfer, sondern auch den Umweltsprecher der CSU, Josef Göppel, beim Thema Windenergie die CDU-Ministerpräsidenten Wulff und Carstensen und fast alle Umweltminister der Union. "Energieautonomie" ist kein bequemes Buch, schon gar nicht für die Kohlefreunde in Scheers Partei und auch nicht für Ökofundis, die zum Beispiel bei ihrem Kampf gegen Windmühlen übersehen, daß Klimaschutz Vorraussetzung für jeden Landschaftsschutz ist. Das Kyoto-Protokoll reicht dem Autor nicht aus, um das Klima wirklich zu schützen. Es sei lediglich der kleinste gemeinsame Nenner der internationalen Gemeinschaft. Viel effizienter sei ein Wettbewerb um die Medaillen bei einer solaren Olympiade: "Der Wechsel zu erneuerbaren Energien ist ein Wettlauf mit der Zeit . . . Der archimedische Punkt ist Energieautonomie - als politisches, technologisches und wirtschaftliches Konzept, das eine weltweite Dynamik in Gang setzen kann."

Unbestreitbar an Scheers Konzept ist die solare Perspektive. Objektiv gestritten werden kann nur noch über das Tempo ins Solarzeitalter: Nicht ob, sondern ob noch rechtzeitig, ist die Frage. 2004 wurde eine Solaraktie "Aktie des Jahres", und weltweit gehören erneuerbare Energien zu den wenigen Boombranchen. Viele Banker sagen schon heute: "Eine bessere Geldanlage als eine Solaranlage gibt es nicht." Warum wohl ist Bill Gates in Deutschland ins Solaraktiengeschäft und in den Vereinigten Staaten ins Windaktiengeschäft eingestiegen? Der reichste Mann der Welt hat - wieder einmal - seine Nase im Wind und sieht, daß die Lösung der Energieprobleme nicht mehr unter der Erde in schwarzen Löchern liegt, sondern am Himmel steht: Energie von ganz, ganz oben, Energie vom "Chef" selbst.

Dem grünen Umweltminister Trittin wirft Scheer Halbherzigkeit vor. Ob er selbst es besser machen könnte? Mit seinem Buch empfiehlt er sich zumindest für diese Aufgabe. Im Gegensatz zu seinem Parteifreund Schröder verfügt Scheer über eine Strategie und über visionäres Denken, verbunden mit einer wissenschaftlichen Basis. Sein Credo: "Beim Wechsel zu erneuerbaren Energien geht es um nichts weniger als um den tiefgreifendsten und weitreichendsten wirtschaftlichen Strukturwandel seit Beginn der industriellen Revolution." Faszinierend neu ist der systemische Ansatz des Autors: unabhängige Verfügbarkeit statt Abhängigkeit, politische Dezentralisierung statt Globalisierung, freie Investitionen statt Investitionskontrolle, Vielfalt statt Marktharmonisierung, ökologische Verantwortung statt Indifferenz. Dieses Buch bringt viel neue Energie in die alte Politik.

FRANZ ALT

_____________________________________________________________________________

Der Spiegel:Antrieb aus der Brechnuss

Von Sebastian Knauer 
Tüftler aus Schwaben haben die Spritpflanze der Zukunft gefunden: das hochgiftige Wolfsmilchgewächs Jatropha. Ein deutsch-indisches Entwicklungsprojekt, gefördert von DaimlerChrysler und der Bundesregierung, könnte der Mineralölindustrie erstmals ernsthafte Konkurrenz machen. 

Pushpito Ghosh verzieht höflicherweise keine Miene. "Schmeckt sehr gut", sagt er in der Lobby des Magdeburger Maritim-Hotels bei einer Verkostung des örtlichen Saale-Ustrut-Weißweins. Der indische Biotreibstoff-Experte hat vor dem Environmental Forum von DaimlerChrysler und der United Nations sein Projekt nachwachsener Rohstoffe für den Automobilantrieb präsentiert: Sundiesel aus der Jatropha-Pflanze von nordindischen Plantagen.

Partner von Ghosh, Direktor des Central Salt and Marine Chemicals Research Institute (CSMCRI) im nordindischen Bhavnagar, sind die Agrarforscher der Universität Hohenheim in Stuttgart. Dort wird am Institut für Tierproduktion in den Tropen und Subtropen an Alternativen zu den Treibstoffen aus Erdöl gearbeitet, deren Preise an den Tankstellen immer weiter nach oben klettern. "Wir können jetzt mit dem herkömmlichen Diesel gleichziehen, die Sache rechnet sich", sagt Projektleiter Klaus Becker. Damit könnte die Mineralölindustrie, die den Treibstoff der Industriegesellschaften bislang aus knapper werdenden Erdölreserven raffiniert, erstmals ernsthafte Konkurrenz bekommen. "Viel versprechend", urteilt auch Rolf Gerber von der staatlichen Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG) über den Pflanzensprit und bewilligte entsprechende Fördergelder. Im Bhavnagar präsentiert Ghosch Anfang Oktober die ersten Ergebnisse der Sundiesel-Forschung. 

Potenzmittel für Südamerikaner

Zur Spritpflanze der Zukunft hat Becker nach mühsamen Recherchen das Wolfsmilchgewächs Jatropha bestimmt. Die Forscher konzentrieren sich auf die Art Jatropha curcas. Der bis zu drei Meter hohe Strauch mit efeuähnlichen Blättern wächst bereits seit über einem Jahr in deutschem Auftrag auf indischen Plantagen heran. Die bohnengroßen Früchte der Pflanze, als Brech- oder Purgiernüsse unter Heilkundigen bekannt, enthalten ein giftiges Toxalbumin, gut geeignet, um einen ordentlichen Durchfall zu erzeugen. Ein naher Verwandter, die Jatropha macrantha, ist in Südamerika als besonders starkes Potenzmittel bekannt.

Vor allem das fette Öl der Brechnuss, das von indischen Bauern traditionell als Brennmaterial genutzt wird, begeistert die Motorenexperten von Projektpartner DaimlerChrysler, der dem schwäbischen Tüftlergeist für einen sauberen Tank folgte. Ähnlich wie die Holzreste oder anderes Grünzeug im sächsischen Freiberg kann die bräunlich-träge Flüssigkeit in einem einfachen chemischen Prozess der Veresterung zu dem begehrten Sundiesel umgewandelt werden.

In den Labors des CSMCRI optimieren die Chemiker die Zusammensetzung des Treibstoffes, um möglichst wenige Verbrennungsrückstände und eine hohe so genannte Zündwilligkeit zu bekommen. Dann springt der Diesel auch im deutschen Winter auf eisigen Straßen zügig an. "Solche Wetterverhältnisse sind bei uns ja nicht so häufig", sagt Forschungsleiter Ghosh.

Subtropische Wärme und hohe Luftfeuchtigkeit sind das ideale Klima, um die Jatropha-Zöglinge zu erntefähige Sträucher hochzuziehen. Auf zwei Musterflächen mit insgesamt 30 Hektar wächst der Sprit von Acker zügig heran. Jeder Hektar kann jährlich rund 500 bis 750 Kilogramm Biodiesel erzeugen - zehn Tankfüllungen. 

Die indischen Rohstoffplantagen dienen den DEG-Experten gleichzeitig als Pilotprojekt für Landschaftsschutz in Schwellenländern wie China, Brasilien oder afrikanischen Staaten. Denn die Versuchspflanzungen stehen auf steinigen und ausgelaugten Brachflächen, die für eine normale Landwirtschaft als verloren galten. Jetzt soll das Ödland mit den genügsamen Jathropa-Pflanzen wieder fruchtbar gemacht werden. "Wir versprechen uns, auch für andere ökologische Krisenregionen wichtige Erfahrungen zu sammeln", sagt DEG-Fachmann Rolf Gerber.

Geld verdienen mit Jatropha im Tank

Auch der Direktor des Uno-Umweltprogramms Klaus Töpfer verfolgt die Forschungsprojekte der Schwaben mit Wohlwollen. Zwar sieht er die "Gefahr neuer Monokulturen" in der tropischen Landwirtschaft und weitere "Klimabelastungen durch die globale Motorisierung". Aber jeden Beitrag zur Entwicklung von "umweltfreundlicheren Treibstoffen" hält Töpfer für "absolut notwendig". So können auch moderne Motoren wie ein in Indien gebauter Common-Rail-Diesel C-Klasse von DaimlerChrysler den Pflanzenstoff verbrennen. Aus dem Auspuff kommt ein leicht süßlicher Geruch, nicht vergleichbar dem Fritten-Gestank deutscher Rapsöl-Taxis.

Sundiesel soll als "sauberer und schwefelfreier Kraftstoff eine Alternative zum Rapsdiesel für den Massenmarkt werden", so Herbert Kohler, DaimlerChrysler-Umweltbeauftrager. Anders als in Europa stehen in den Schwellenländern ausreichend Ödland-Flächen zur Verfügung, um bei geringen Arbeitskosten den Sprit zu ernten. Insgesamt steckt der Konzern, einschließlich der Forschungsarbeiten an der Universität Hohenheim und in Ulm sowie der Flottentests, rund 400.000 Euro in den Sundiesel made in India, weitere 200.000 Euro kommen via DEG vom deutschen Steuerzahler. Für Kohler ein überschaubarer Betrag, da der Forschungs- und Umweltschutzetat des Konzerns bei rund 1,4 Milliarden Euro liegt.

Dass sich mit Jatropha im Tank auch Geld verdienen lässt, zeichnet sich bereits in der indischen Metropole Neu-Delhi ab. Auf Grund der katastrophalen Luftverschmutzung, an der die Autokonzerne ihren Anteil haben, erließ die Stadtverwaltung der 9,8-Millionen-Stadt kürzlich ein Fahrverbot für alle Dieselfahrzeuge, nur noch gasbetriebene Trucks dürfen in der Metropole verkehren. Schon verhandeln die DaimlerChrysler-Verkäufer über eine Sonderregelung für Fahrzeuge mit reduziertem Schadstoffausstoß - beispielsweise Sundiesel.

Zu hohe Erwartungen dämpfen allerdings die schwäbischen Forscher an der Universität Hohenheim selbst. Nach der Euphorie um die möglicherweise erst 2010 marktfähige Brennstoffzelle und nach der ökologischen Negativbilanz des deutschen Raps-Anbaus mit hohem Pestizid- und Energieeinsatz soll der Sundiesel "ganz seriös" entwickelt werden. "Einen Schnellschuss wollen wir nicht machen", sagt Pflanzenexperte Klaus Becker.
_____________________________________________________________________________

Arrive Net: UK Marine Life in Danger from UK Navy's New Sonar Devices  
5 July 2005

 (PRWEB) July 5, 2005 -- The issue of intense, human-produced underwater Ocean Noise is emerging as a critical new area of environmental and political debate. 

Sonar systems used by the military are known to confuse whales, dolphins and other marine life, resulting in many deaths and injuries. Sonar 2087, which will be fitted to all Royal Navy anti-submarine frigates within the next two years, is no different. The first vessel HMS Westminster has now been installed with the sonar and the second HMS Northumberland will be installed September 2005.

The Marine Connection, the UK-based charity committed to working internationally for the care and protection of dolphins and whales, has been calling for an independent, public enquiry into the potential effects of Sonar 2087.

Liz Sandeman, Director of Operations of the charity said: "In the coming few days, further trials of the system will take place in the most important whale habitat in UK waters, the NW Approaches off Scotland. This area is not only known for Blue, Fin, Humpback, Minke and Sperm whales but also numerous different species of dolphins."

"The power of this new system, the number of decibels that it can produce and the distance that it can travel will undoubtedly have an effect on the marine life around our UK coastline. For whales and dolphins whose entire lives and behaviour are shaped by extremely delicate sensing of all sound - such noise must be incredibly painful. Low frequency sonar can travel hundreds of miles through our oceans, capable of generating well over 200 decibels." Liz added. 

The purpose of S2087? To provide the Royal Navy with an underwater sensor capable of detecting submarines from large distances.

In October 2004 the European Parliament adopted a Resolution on the environmental effects of high-intensity active naval sonars, showing its strong support for the need to regulate and reduce one of the most significant threats to whales. An overwhelming majority of MEPs called on the EU Member States to stop deploying high-intensity active naval sonar. In November 2004, Delegates at The meeting of the parties to ACCOBAMS (the United Nations Environment Program's Agreement on the Conservation of Cetaceans of the Black Sea, Mediterranean Sea and Contiguous Atlantic Area) adopted a resolution recognising that man-made ocean noise as a dangerous pollutant to marine life.

The Marine Connection (www.marineconnection.org ) is urging the Ministry of Defence to limit the use of its powerful new sonar system until its short-term and long-term effects are better understood. It also asks the Ministry to monitor and investigate strandings and deaths of marine mammals that may be associated with the forthcoming trials in a publicly open and transparent manner.

_____________________________________________________________________________

Vanguard (Nigeria): Nigeria's struggle for debt relief at ILO confab
By Funmi Komolafe 
7 July 2005 

The 93rd session of the International Labour Organisation has come and gone. For Nigeria, it was a conference with a difference. Not just because we fully regained our place of pride in the ILO but also because we made the difference in addressing economic issues especially as it affects Africa during the conference.

In this edition, we bring you memories of Geneva 2005 as it relates to our collective struggle for debt relief.

BEFORE President Obasanjo arrived to address the conference on June 10, 2005, Government officials from the ministry of labour, led by labour minister, Dr. Hassan Lawal and his able permanent secretary, Dr. Timi Koripamo- Agary, chairman Senate Committee on Labour, Senator Bassey Ewa-Henshaw, representatives of workers, led by Adams Oshiomhole and John Odah and private employers led by the director -general of the Nigeria Consultative Association (NECA), Mr. Olusegun Osinowo had at the various fora discussed the economic problems of Africa especially as it relates to the attainment of the Millennium Development Goals, poverty, unemployment, etc. All contested the debt issue. It was however not easy as they met stiff resistance from the industrialised countries who would not hear of debt cancellation. These countries which included the United States of America preffered debt adjustment.

Discussion on the issue went on for two days. In the final analysis, the three social partners opted for debt relief. Debt Relief was defined as an economic relief which could include "debt cancellation but not necessarily so". It was also stated that International Debt Relief including cancellation and increased Official Development Assistance (ODA) are important components of reforms".
Presenting a case for Nigeria, Dr. Timi Koripamo-Agary said, "The problem with the debt issue is that we have paid it over and over again and we are being constrained to deal with other social issues".

She said "We would live with the formulation (the tripartite definition) and take this matter up at other appropriate fora". Nigeria was supported by Venezuela, Italy but Switzerland and The Netherlands opposed Nigeria.

Debt an impediment to development -Obasanjo

When he addressed the conference on June 10, President Olusegun Obasanjo told the delegates from about 178 countries "The debt overhang poses a direct challenge to peace and stability, development and progress".

He was down to earth "Let us not deceive ourselves. No matter our efforts, we cannot run effectively when our hands and feet are bound together. We are serious about reform and about building new paths to growth and development but without debt relief, these would be impossible".

Expressing reservations about the debt relief which he has canvassed, Mr. Obasanjo said, "even though debt relief would have the effect of freeing up much needed resources for development, it will still not provide the minimum financial outlay required to speed-up progress towards the realisation of the MDGs". 

Presenting a case for Nigeria, Dr. Timi Koripamo-Agary said, "The problem with the debt issue is that we have paid it over and over again and we are being constrained to deal with other social issues".

She said "We would live with the formulation (the tripartite definition) and take this matter up at other appropriate fora". Nigeria was supported by Venezuela, Italy but Switzerland and The Netherlands opposed Nigeria.

Debt an impediment to development -Obasanjo

When he addressed the conference on June 10, President Olusegun Obasanjo told the delegates from about 178 countries "The debt overhang poses a direct challenge to peace and stability, development and progress".

He was down to earth "Let us not deceive ourselves. No matter our efforts, we cannot run effectively when our hands and feet are bound together. We are serious about reform and about building new paths to growth and development but without debt relief, these would be impossible".

Expressing reservations about the debt relief which he has canvassed, Mr. Obasanjo said, "even though debt relief would have the effect of freeing up much needed resources for development, it will still not provide the minimum financial outlay required to speed-up progress towards the realisation of the MDGs".

He made an appeal, " I urge our development partners to establish firm timetables for increasing their Official Development Assistance (ODA) to the target of 0.7% of GDP and also to give serious consideration to the various innovative proposals that have been made to increase the amount of resources available for development".

President Obasanjo reminded Africa’s debtors, " Promises have been made in this regard again and again and the report of the UK Commission for Africa that recommends 100% debt relief for low-income countries on the continent is the latest along this line".

What it requires, he said, "is the political will to move forward to implementation". (Nigeria was granted debt relief by the Paris Club last week) 

... Globalisation unfair to Africa

Though President Obasanjo may not want to read this, he sounded more like Adams Oshiomhole when making his case against globalisation at the ILO. He also most used the same words which organised labour had used on globalisation.

He called for a more inclusive process of globalisation saying, "it is imperative to give the developing countries the policy space to determine their own priorities and national development strategies".

This, he noted should be "matched by policy coherence, especially in relation to policies being articulated in various international fora like the ILO, World Bank, IMF, WHO , UNEP and UNESCO".

For him, "Macro economic policies must take account of other policies to alleviate poverty including public investment, more balanced growth and the goal of placing employment creation at the heart of development priorities".

The president added, "We in Africa have been globalised before. If we haven’t been globalised, we won’t have brothers and sisters in the Americas". Besides, he pointed out that "globalisation that talks of freeing capital without freedom of movement is lopsided".

Concluding his comments on debt and globalisation, President Obasanjo said, "The challenges facing us are great but our response should be equally vigorous".

Millennium Goal attainable for ILO but - Somavia

In his parting words to delegates, the director-general of the International Labour Organisation (ILO), Mr. Juan Somavia said making decent work and productive employment possible remains the center piece of the macroeconomic and social policy agenda of his organisation.

He told them that the message of ILO members to the Millennium Summit in September should be clear, "Put decent work for all on the agenda". Mr. Somavia said he shares the views of Ms. Escoto Abreu, the Employers’ delegate from the Dominican Republic that "achieving the Millennium Development Goal requires more fairness and more coordination at the world level".

The D-G said, "This is our intent and this is a matter for the multilateral system to digest".

He also agreed with Minister Filatov of Finland who said, "it is now time to forget disputes over the mandates of international organisations and instead increase cooperation and strengthen the economies of developing countries suffering from poverty".

Somavia said the Finland minister made an observation which he agrees with and that is that "globalisation elicits a wide range of views but the tone has changed and the time is now ripe to engage in dialogue".

To make the ILO’s goals attainable, Mr. Somavia said "We must be vigilant in order to make decent work a global goal". Continuing he said, "Collective reflection is needed to assess and address the rapidly changing patterns of work and production" which pose "organisational and policy challenges" to all our constituents, as noted by Mr. Soriano, the Employers delegate of the Philippines.
_____________________________________________________________________________ 
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Other Environment News

TF1: Le G8 à la recherche d'accords sur le climat et l'Afrique [image: image2.png]
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Défaite de la France aux JO oblige, l'ambiance était tendue mercredi soir entre Jacques Chirac et Tony Blair lors du dîner d'ouverture du G8 à Gleneagles en Ecosse. Au programme des deux prochains jours : réchauffement climatique et aide à l'Afrique. 

7 de juillet 2005

Tony Blair, triomphant après le choix de Londres pour les jeux Olympiques de 2012, a accueilli mercredi soir en Ecosse ses partenaires du G8. Le sommet a débuté par un dîner offert par la reine Elizabeth II dans le luxueux hôtel abritant le sommet, situé dans une magnifique campagne écossaise à 70 kilomètres d'Edimbourg. A son arrivée, le chef de l’Etat français Jacques Chirac qui, a contrario, a subi un nouveau revers, a tenté de masquer sa déception en se montrant très disert avec la Reine, mais nettement moins, toutefois, avec le Premier ministre britannique.  

Ce matin, les dirigeants des huit nations les plus puissantes du monde vont entrer dans le vif des sujets à l'ordre du jour de leur sommet avec notamment l'examen d'un projet d'accord sur la lutte contre le réchauffement climatique. "Il y a un consensus croissant sur le fait qu'il y a un problème, que l'activité humaine y contribue, qu'il faut lutter contre et maintenant", a annoncé mercredi le Premier ministre Tony Blair, président en exercice du G8 et hôte du sommet. Le projet d'accord prévoit "un plan d'actions à mettre en oeuvre pour réduire les émissions de gaz à effet de serre, mais il ne comporte aucune indication chiffrée, rien d'obligatoire", a précisé mercredi soir le diplomate italien Cesare Ragaglini, conseiller du chef du gouvernement italien Silvio Berlusconi pour le G8. La véritable avancée sur le réchauffement climatique découle du fait que George W. Bush, opposé au protocole de Kyoto signé par tous les autres membres du G8, a admis que l'activité humaine contribuait au réchauffement climatique. Les dirigeants du G8 doivent aussi discuter jeudi de l'état de l'économie mondiale, dont la croissance est de plus en plus menacée par la flambée des prix du brut. Enfin, les dirigeants du G8 doivent rencontrer ceux des grands pays émergents, Chine, Mexique, Brésil, Afrique du Sud, et Inde.

Le second thème phare du sommet, l'aide au développement à l'Afrique, sera discuté vendredi. Les chefs d'Etat et de gouvernement sont sous la pression de la rue après les concerts géants du Live 8 le week-end dernier. Quelques incidents violents ont par ailleurs opposé mercredi policiers et manifestants jusqu'aux abords de Gleneagles. Si un accord de principe et assez vague sur un doublement de l'aide publique à l'Afrique est acquis, les conclusions ne donneront "aucune indication chiffrée", a confié Cesare Ragaglini. Les chefs d'Etat et de gouvernement vont en revanche confirmer l'accord de leurs ministres des Finances pour une annulation pure et simple de la dette de 18 pays pauvres africains et latino-américains à l'égard des institutions multilatérales pour un montant de 40 milliards de dollars.

_____________________________________________________________________________ 

Washington Post: Experts Predict Polar Bear Decline
Global Warming Is Melting Their Ice Pack Habitat
By Blaine Harden
Washington Post Staff Writer
7 July 2005

SEATTLE, July 6 -- As the pack ice that is the bedrock of their existence melts because of global warming, polar bears are facing unprecedented environmental stress that will cause their numbers to plummet, according to a report by a panel of the world's leading experts on the species.

In a closed meeting here late last month, 40 members of the polar bear specialist group of the World Conservation Union concluded that the imposing white carnivores -- the world's largest bear -- should now be classified as a "vulnerable" species based on a likely 30 percent decline in their worldwide population over the next 35 to 50 years. There are now 20,000 to 25,000 polar bears across the Arctic.

"The principal cause of this decline is climatic warming and its consequent negative affects on the sea ice habitat of polar bears," according to a statement released after the meeting. Scientists from five countries, including the United States, attended the meeting.

"All of the evidence is heading in the same direction, and the trend is dramatic," said Scott Schliebe, who led the Seattle meeting and is polar bear project leader in Alaska for the U.S. Fish and Wildlife Service. "In a shrinking ice environment, the ability of the bears to find food, to reproduce and to survive will all be reduced."

Schliebe emphasized that he was speaking for the panel and not for the U.S. government.

The panel's conclusions became public this week as President Bush traveled to a Group of Eight meeting in Scotland, where U.S. officials have lobbied to prevent any specific targets for reducing greenhouse gases from being included in the meeting's final communique. The United States is the only member of the G-8 that has refused to ratify the Kyoto Protocol, which calls for reducing emissions that many scientists say are causing Earth to warm up.

The best longitudinal information on the effect of global warming on polar bears comes from the western coast of Hudson Bay, in the Canadian province of Manitoba. It shows a 17 percent decline in the polar bear population in the past 10 years, from 1,200 to fewer than 1,000. The panel here in Seattle used the Canadian research as the primary basis for its warning about the future of polar bears around the world.

"We have seen with our own eyes that climatic warming is causing the ice to break up earlier, and that is affecting the survival of the bears," said Ian Stirling, a research scientist for the Canadian Wildlife Service.

Ice is melting there about three weeks earlier than it did 30 years ago, said Stirling, who has been studying polar bears for 35 years.

"For a polar bear, not all weeks are created equal," he said. "They are losing three weeks at the best time of the year for feeding on the ice, when seal pups are abundant and bears put on fat that they store for the four months that they have to live onshore."

Having lost this critical hunting opportunity, polar bears in western Hudson Bay weigh about 15 percent less (about 150 pounds less for an adult male) than they did 30 years ago, Stirling said.

"The bears are losing their physical condition," he said. "It is a cumulative process that is causing a steady decline in survival, particularly for cubs and sub-adults. It is causing the population to decline."

In Alaska, the ice situation appears to be equally "grim" for polar bears, Schliebe said. He said that in three of the past four years, there have been record low ice packs in Alaska's Beaufort Sea region, pushing more and more polar bears on land for protracted periods. Hungry bears are drawn to village dumps and other settled areas where they come into conflict with people and are sometimes shot.

Polar bears evolved from brown bears about a quarter-million years ago to become specialist carnivores, marine mammals that can thrive on ice packs and feast on seals. Climate change, though, is happening too fast for the bears to adapt, experts say.

"They don't have time to evolve backwards," Stirling said.

_____________________________________________________________________________

Friends of the Earth: London has Olympic Chance to Make "Eco Games" 
6 July 2005 

Welcoming today's announcement that London will host the 2012 Olympics Friends of the Earth's London Campaigns Co-ordinator, Jenny Bates, said: 

"Friends of the Earth congratulates the London 2012 bid team on their success. 

The hard work begins now to make the London Olympic Games the 'Eco Games' and to ensure they leave a sustainable legacy for East London.

Friends of the Earth will be tracking developments to check that progressive standards are set and adhered to for all aspects of the games. They must become a beacon for 21st century thinking and practice - stimulating innovation and bringing new best practice to benefit the whole country.

Friends of the Earth will also be working to help ensure that local concerns are met and that a legacy is left that will improve the quality of life for the people of East London."

Background - Friends of the Earth's Position statement: London's 2012 Olympic bid 

Friends of the Earth supports London's bid to host the 2012 Olympic Games. The bid contains many good environmental ideas and the challenge will be to keep to the high standards set out in the bid and avoid them being compromised by the pressures of time and money. Equally there are aspects of the bid which raise concern including: who pays for the games; loss of green space; other effects on local communities; effects on local businesses.

Friends of the Earth will be tracking developments to help ensure that the 2012 London Olympics become a trend setter and a beacon for 21st Century thinking on all aspects of sustainable development from transport and energy use to avoiding waste. 

The organisers must also embrace innovative design and construction techniques with responsible use of materials, and sensitive location of developments given the area's limited environmental assets and flood-risk rating. 

The legacy left by the Games is also vital for London and the rest of Britain. Too often Londoners have been promised schemes which will transform their area and their prospects. East London has seen many much vaunted schemes including the millennium dome, hailed by its promoters as the key to regenerating the Thames Gateway, yet ultimately far from the beacon of 21 century thinking and practice it should have been. 

The London Olympics can and must do far better. The International Olympic Committee requires the kind of thinking about the legacy for the area, which those behind the dome conspicuously failed to consider including an end use suitable for local people. 

If the games are to benefit the nation as we hope they will, the Government should ensure Londoners are not the only council tax payers to pick up the bill. 

In all areas of design, procurement and operation and legacy of the Games, progressive standards should stimulate innovation, and bring new best practice to benefit the whole country. The London games should be the Eco-games. 

____________________________________________________________________________

Nouvel Observateur: Découverte d'une nouvelle espèce de dauphin en Australie 
05.07.05 

SYDNEY (AP) -- Des chercheurs australiens ont annoncé mardi avoir identifié une nouvelle espèce de dauphin vivant dans les eaux côtières du nord de l'Australie. 
L»'Orcaella heinsohni», tel est son nom scientifique, est apparenté aux dauphins de l'Irrawaddy, qui vivent le long des côtes et dans les fleuves en Asie et dans le nord de l'Australie. Il a été formellement identifié grâce à des recherches génétiques menées en Californie, ont précisé des chercheurs de l'Etat australien du Queensland. 
«Il y a des différences claires entre les deux populations qui n'avaient pas été reconnues auparavant et elles ont été confirmées par les études d'ADN», a souligné Isabel Beasley, une étudiante en doctorat à l'université James Cook. La chercheuse et Peter Arnold du Musée du Queensland tropical ont examiné les crânes et pris des mesures externes des deux espèces. 
Mme Beasley a averti que ces dauphins étaient menacés par l'homme parce qu'ils vivent dans des eaux du littoral peu profondes. «Parce qu'ils vivent dans cet environnement, ils sont exposés à de nombreuses menaces humaines comme une capture accidentelle dans des filets de pêche ou les effets du développement côtier», a-t-elle expliqué. 
Le nom scientifique de la nouvelle espèce a été donné en l'honneur de George Heinsohn, chercheur de l'université James Cook, qui a examiné des carcasses de dauphin retrouvées échouées ou prises dans des filets dans les années 60 et 70. Ces analyses ont aidé à identifier l»'Orcaella heinsohni» comme étant une espèce distincte. AP

__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
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UN or UNEP in the news


UN Urges G8 Leaders to Step Up on Hunger, Climate
Scoop.co.nz (press release), New Zealand, Thursday, 7 July 2005, 
Press Release: United Nations - UN Urges G8 Leaders to Step Up to the Plate on African Hunger, Global Warming 
New York, Jul 6 2005 11:00AM - As leaders of the world’s richest nations gathered for the G8 Summit, United Nations agencies urged them today to rise to the challenge of the two main issues on their agenda – aid to Africa and global warming - reminding them that hunger is the world’s biggest killer and calling for even deeper cuts in greenhouse gases. 
… For its part the UN Environment Programme (UNEP) reiterated calls for a new effort to move beyond targets and time-tables agreed under the Kyoto treaty against global warming towards the even deeper cuts in greenhouse gases necessary to stabilize the world’s climate.
http://www.scoop.co.nz/stories/WO0507/S00125.htm 

UN Arges G8 Leaders
PeaceJournalism.com, Nepal, New York, Jul  6 2005 - s leaders of the world’s richest nations gathered for the G8 Summit, United Nations agencies urged them today to rise to the challenge of the two main issues on their agenda – aid to Africa and global warming - reminding them that hunger is the world’s biggest killer and calling for even deeper cuts in greenhouse gases.
… For its part the UN Environment Programme reiterated calls for a new effort to move beyond targets and time-tables agreed under the Kyoto treaty against global warming towards the even deeper cuts in greenhouse gases necessary to stabilize the world’s climate.
http://peacejournalism.com/ReadArticle.asp?ArticleID=3592 

Preservation of biodiversity discussed at seminar
UzReport.com, Uzbekistan, 6 July 2005 - "Third national report on preservation of the biological diversity of Uzbekistan" seminar was held in Tashkent. Every country that has become signatory to the International Convention on Biological Diversity (UNEP 1992) has to prepare such reports. State Nature Committee, Institute of Zoology of the Science Academy of Uzbekistan, and UNDP have organised the seminar, Narodnoye Slovo reported.
… The resolution of the Cabinet of Ministers "On the programme of actions on protection of the environment for 1999-2005" play an important role in terms of preservation of the biodiversity in the country. It outlines the priority directions of the state policy in the sphere. In total, over the past several years some 100 laws and sub-law acts, regulating the protection of nature and natural resources have been passed. This provides for the improvement of the ecological situation in the country, and undoubtedly, plays an important part in protection of biological resources and stability of ecosystems.
http://www.uzreport.com/E/index.cfm?sec=1&subsec=1&n_ID=17316 
International program to rescue Amazon for deforestation
Post-Courier, PNG, Tue, 05 Jul 2005New York: The environment of the Amazon Basin increasingly under siege from deforestation, mining, urbanisation and other land use changes. With this in view, the United Nations is co-sponsoring a new project to conserve and better manage the eight-nation region’s economically important waters, forests and wildlife.
Pollution hot spots and damaged habitats and “ecosystems” are to be identified and measures drawn up to reduce the threats and restore the damage under the scheme, which UN Environment Program (UNEP) executive director Klaus Toepfer says will play an important part in helping the region meet the UN Millennium Development Goals (MDGs) by 2015.
http://www.postcourier.com.pg/20050706/focus.htm 

General Environment News

Thailand signs deals with Laos, Cambodia - Pacts to give a boost to cross-border trade 
Bangkok Post, 5 July 2005 - Thailand yesterday signed two memorandums of understanding (MoUs) to facilitate cross-border trade with Cambodia and Laos under the Greater Mekong Sub-region (GMS) Cross-Border Transportation Agreement.
Cambodia and Vietnam also signed a similar document.
The three agreements require the signatory nations to introduce single-stop border inspections, and to simplify transportation and visa procedures.
…``The memorandums of understanding signed today will enable the implementation of the GMS Cross-Border Transport Agreement at strategic border crossings to accelerate cross-border trade and investment in the GMS,'' said Jin Liqun, vice-president of the Asian Development Bank (ADB).
…The leaders of China, Thailand, Vietnam, Cambodia, Laos and Burma plan to issue a joint declaration at the end of the summit today.
Cooperation agreements are also planned on energy, information technology, animal diseases and bio-diversity.
http://www.bangkokpost.com/News/05Jul2005_news22.php 
_____________________________________________________________________________
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UNEP-UN in the news

UN Urges G8 Leaders to Step Up to the Plate on African Hunger, Global Warming                UN News Service (New York): As leaders of the world's richest nations gathered for the G8 Summit, United Nations agencies urged them today to rise to the challenge of the two main issues on their agenda - aid to Africa and global warming - reminding them that hunger is the world's biggest killer and calling for even deeper cuts in greenhouse gases. "Remember a simple fact: hunger and malnutrition are still the world's biggest killers, taking the lives of more people every year than AIDS, malaria and tuberculosis combined," the UN World Food Programme (WFP) said in a statement ahead of the summit opening in Gleneagles, United Kingdom.  "Nowhere is this more apparent than in Africa, where forgotten conflicts and hidden disasters continue to expose millions to the scourge of hunger. One African in three is malnourished and there has been little sign of change in that over the last decade," it added. "Hunger is a symptom of failure - failed harvests, failure to cope with natural disasters, and failure to overcome social inequities, ethnic strife and racial hatred." Citing a litany of enormous challenges, WFP noted that in Africa alone, it is together with its partners to deliver emergency food to 26 million people in more than 20 different countries. In Southern Sudan, where the triple threat of HIV/AIDS, drought and weak government capacity threaten the lives of at least 8 million people, it has received less than 20 per cent of the requested funding. For its part the UN Environment Programme (UNEP) reiterated calls for a new effort to move beyond targets and time-tables agreed under the Kyoto treaty against global warming towards the even deeper cuts in greenhouse gases necessary to stabilize the world's climate. Of the summit participants only the United States has not ratified the Kyoto Protocol to the 1992 UN Framework Convention on Climate Change (UNFCCC), under which industrialized countries are to reduce their combined emissions of six major greenhouse gases during the five-year period from 2008 to 2012 to below 1990 levels. http://allafrica.com/stories/200507060396.html
UNEP praises CITES' activities on 30th anniversary
Nairobi, Kenya (PANA) - CITES (the Convention on International Trade in Endangered Species of Wild Fauna and Flora) has proved during its 30 years of existence as an effective and robust tool for promoting both non-detrimental trade and conservation, UNEP observed. But though CITES has to date attracted close to 170 Parties, the UN Environmental Programme (UNEP) said it must continue evolving in order to adapt to 21st century needs and maintain its dynamism over the next 30 years. "The CITES entered into force in 1975 with a challenging mission: to ensure that the international trade in thousands of plant and animal species is sustainable and does not lead to population declines or extinction. But in today's rapidly changing world, CITES will need adapt to today's needs and for the future," the UNEP said recalled in a news release issued here Saturday. "The Organization has proven itself to be up to the task (but) unless the principles of sustainable development become more central to national policy-making, CITES' influence could decline over the next 30 years as wildlife is overwhelmed by larger forces," the release warned. According to the UNEP, while thousands of wildlife species are endangered as a result of human activities such as habitat destruction, poaching, over-harvesting and pollution, CITES addresses the threat posed by just one of these activities: international trade. The various threats to wildlife have, however, continued to grow over the past three decades as expanding human populations, development, poverty and war have tested the ability of animals and plants to survive, hence the need for CITIES to diversify its conservation activities. CITES has however, had its strong points, according to the UNEP, which include "growth and maturity" over the past 30-year lifetime. "Its appendices, which list species that may not be commercially traded as well as species whose trade is subject to permits and often quotas, remain dynamic," says the UNEP. More recently, CITES' effectiveness in managing "traditional" wildlife issues has convinced governments to expand its role in promoting sustainable development. http://www.panapress.com/newslat.asp?code=eng086401&dte=02/07/2005
General Environment News

New Report Links Environmental Degradation to Rural Poverty                                                                   Friends of the Earth (London) - A new report released today at the G8 summit in Scotland documents the direct links between economic globalization, environmental degradation and rural poverty through 26 stories from across the globe. The causes of rural poverty and the significance of natural resources in sustainaining people's livelihoods are at the core of the report 'Nature: Poor People's Wealth' published by Friends of the Earth International.  "Poverty is the greatest shame and scandal of our era. As we kick off the 21st century, more than one billion people around the world live in extreme poverty. Some 70 percent of the world's poor live in rural areas and depend upon their local environments for their daily survival," said Friends of the Earth International Chair Meena Raman from Malaysia. "We are calling for international financial institutions, trade bodies, corporations and governments to axe their socially and environmentally destructive policies that destroy natural wealth and create human poverty. We believe that the eradication of poverty is the most important challenge facing humankind today."  The report shows many examples of how communities around the world are able to lead rich and fulfilling lives when they are in charge of their natural resources. Rural people, especially women and indigenous peoples, often have long-standing symbiotic relationships with their local environment that must be acknowledged and supported. The full report is online in English: Nature: Poor People’s Wealth http://allafrica.com/stories/200507060711.html
Kenya to export 300 animals to Thailand despite uproar
Nairobi, Kenya (PANA) - Kenya will export about 300 rare wildlife species to the Chiang Mai Night Safari Park in Thailand despite an outcry by conservationists opposed to the deal. Media organs quoted Kenyan Tourism Minister Maurice Dzoro as saying the government had previously sent animals to other countries in the world and has also been a beneficiary of such gestures. But the International Fund for Animal Welfare (IFAW) Wednesday condemned the decision by the Kenyan Government saying it "sends the wrong message to the world." "I have read in history that Kenya sent giraffes to China about 600 years ago, we also received wild chimpanzees from the Democratic Republic of Congo," Dzoro told a local television station here Tuesday.  Thailand Prime Minister Thaksin Shinawatra requested wildlife for the zoo during a meeting late last year with Kenyan President Mwai Kibaki. The Chiang Mai Night Safari Park is a project launched by Shinawatra and animals from other countries have been requested from private zoos and donors. Conservationists in Kenya and the world have expressed concerns over the request. The conservationists accused the government of lacking in transparency in their dealings with the animal exports and have vowed to move to court to stop the deal. "Kenya has in history been seen as a strong advocate for pro- conservation policies. To export wildlife to live in confined areas away from their natural habitats is subjecting them to unnecessary stress and suffering that will ultimately reduce their quality of life," IFAW argued in a statement Wednesday. If they even survive the long haul flight from Kenya to Bangkok," said James Isiche, the East Africa Regional IFAW Director. He said by shipping wildlife to Thailand, Kenya will be setting a dangerous precedence that may result in other requests for similar gifts from other states.  http://www.panapress.com/newslat.asp?code=eng086835&dte=06/07/2005
Northern Mali's Koulikoro to plant over 350,000 trees
Bamako, Mali (PANA) - Northern Mali's Koulikoro region plans to plant more than 350,000 trees on 660 hectares as part of the 2005 reforestation campaign launched Monday in Koulikoro, 70 km from Bamako, reliable source said here. The Malian ministry of environment is conducting this year's campaign under the theme "Operation Green Mali: restoring our forests." Several Malian regions, especially Koulikoro, which has suffered unprecedented deforestation, will be involved in the reforestation campaign. Natural resources conservation officers are spear-heading the campaign to reduce the widespread felling of trees in certain areas of Koulikoro, where people have given up farming and turned to charcoal production. Presiding over the reforestation campaign, the minister of nature conservation, Bougouzanga Coulibaly underscored the need to work against the depletion of vegetation cover in Koulikoro region. Sixty seven percent out of the estimated 330,000 trees planted during the 2004 reforestation campaign in Koulikoro region. http://www.panapress.com/newslat.asp?code=eng086691&dte=05/07/2005
More Water to Enliven Lake Chad                                                                                                                    Cameroon Tribune (Yaoundé): The Lake Chad Basin Commission met in Abuja over the weekend to decide on the modalities of one of its most ambitious projects, that of stepping up water volume in the lake. The project sets out to bring in water into the lake through the Bangui River. The extra water is expected to be diverted from the Congo basin and directed into the Bangui River to flow into the lake. The feasibility studies of the project is estimated at CFA 5 billion and will be financed by member countries as prerequisite to support from donor organizations. The Cameroonian Minister for Planning, Programming and Regional Development underscored the importance of the project to pressmen in Yaoundé. He said Cameroon had started paying its own share of the fund to be used in implementing the project. CFA 180 million was paid in to that effect. The Commission had decided on a fix amount for each member country. The time and programme of work is still to be determined after the feasibility studies must have been completed. The Lake Chad Basin Commission is one of the early institutions that was created to accelerate development between the four countries surrounding Lake Chad. The region today is undergoing very difficult ecological changes characterized by steady drying up of the lake. If this is allowed to continue, the lake may one day dry up completely. This will have very dangerous effects on the countries around it. As far as Cameroon is concerned, it may find its farming land transformed into sterile land. http://allafrica.com/stories/200507060867.html
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Le Monde, 6 juillet : Alerte sur la consommation des poissons de la Baltique

L'autorité européenne de sécurité des aliments (EFSA) a lancé, mardi 5 juillet, pour la première fois une mise en garde contre les risques sanitaires inhérents à la consommation des poissons pêchés en mer Baltique. Il est aujourd'hui établi que la chair de ces animaux contient des taux anormalement élevés de certaines substances toxiques pour l'homme, conséquence directe de la pollution de cette mer. Dans une résolution "sur l'état de l'environnement de la mer Baltique" adoptée le 28 juin 2002, l'Assemblée parlementaire du Conseil de l'Europe dressait un constat inquiétant. Elle rappelait qu'en plus des perturbations induites par les pollutions croissantes, industrielles et agricoles, d'une région où vivent 85 millions de personnes, il fallait compter avec les menaces liées à la présence de munitions et armes chimiques immergées depuis des décennies et aux rejets d'hydrocarbures.

http://www.lemonde.fr/web/article/0,1-0@2-3214,36-669903,0.html
FT, 6 July: Companies step up the pressure for greener business travel
By Roger Bray 
Published: July 6 2005 03:00 | Last updated: July 6 2005 03:00
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George W. Bush, US president, may have difficulty admitting the extent to which human activity - such as rapidly increasing air travel - is to blame for global warming but airlines are becoming acutely aware that many of their corporate clients take a different view.

As the Group of Eight leaders strive to find common ground on climate change and poverty today, the travel industry is already facing pressure to take action.

http://news.ft.com/cms/s/2524e6d8-edba-11d9-9ff5-00000e2511c8.html
_____________________________________________________________________________
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Bahrain

Legal status of Sanad wall probed
AUTHORITIES are now probing whether a second wall that blocks easy access to the Bahrain coastline has been built illegally.

It is understood that the 700-metre wall was constructed within the last two years on a piece of open land in Sanad.

Fishermen can still access the coast through property belonging to another landowner and by using a small back road.

But Central Municipal Councillor Abbas Mahfood said he is still waiting for a reply from the municipality, which is an offshoot of the government, about its legality.

"The coast is also a protected area, which means that it is public and cannot be owned by individuals," said Mr Mahfood, who is head of the council's health and environment committee.

"The property on which the wall has been built, at least most of it, is far away from the coastline.

"But we need to find out how large the protected area is and whether part of the wall strays into it."

Mr Mahfood said that piece of coastline in particular is rich in fish and popular with local fishermen.

"It's very easy to catch fish in this area and preventing fishermen from reaching the coast could hurt their livelihood," he added.

He said he didn't know exactly how long the wall had been there, but claimed it was built less than two years ago.

This is not the first time that a wall has caused controversy in Bahrain by restricting access to the coast.

http://www.gulf-daily-news.com/arc_Articles.asp?Article=116322&Sn=BNEW&IssueID=28108
Syria

Environmental symposium opens in Homs
A special symposium on the environment under the title of زGreen Cities For Earth which is run by the Agricultural Directorate in cooperation with Homs environmental association opened yesterday on the occasion of Environment Day. ‏ 

Director of Agriculture Abass al-Abass called for giving great importance to preserve the environmental balance and combat desertification through exerting efforts and raising citizens awareness in this domain. ‏ 

Lectures on the agricultural insecticides negative impact on man and environment and the causes of pollution were also delivered during the meeting. ‏ 

The symposium also included a presentation of a movie on pollution that threatens the safety of earth and man.‏ 

http://syriatimes.tishreen.info/_local.asp?FileName=104194267020050705123843
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 MILLENNIUM DEVELOPMENT GOALS HAVE UNPRECEDENTED SUPPORT, ANNAN SAYS        

 For the first time developed and developing countries have accepted their  

 responsibilities for reducing poverty, while the targets for reducing vast 

 socio-economic ills have garnered unprecedented political support, giving  

 the world a make-or-break moment to improve the lot of the poor, United    

 Nations Secretary-General Kofi Annan said today.                           

In a speech prepared for delivery to an anti-poverty event at London’s St. 

 Paul’s Cathedral, he focused on the Millennium Development Goals (MDGs),   

 which were approved at a UN summit in 2000 and which prescribe             

 measurements and targets for the reduction or elimination of current       

 socio-economic ills by 2015. Progress on achieving them will be reviewed   

 at what is expected to be the world’s largest summit ever in September at  

 the UN.                                                                                                                                                

 “All of you are here because, like me, you know that this is a             

 make-or-break moment for the Millennium Development Goals – and for the    

 world’s poor,” Mr. Annan said. “You know that how we fare for the next 10  

 years hinges on decisions that must be taken within the next days and      

 months.”                                                                   

Major advances in reducing hunger, improving access to safe drinking water 

 and sending more children to primary school have been offset by women      

 dying needlessly in childbirth, while HIV/AIDS, tuberculosis and malaria   

 continue to spread and kill, gender equality is a distant dream for many   

 societies, and environmental damage threatens food, water supplies,        

 livelihoods and homes, he said.                                                                                                                        

 “There is no autopilot, no magic of the marketplace, no rising tide in the 

 global economy that will lift all boats. If current trends persist, some   

 of the poorest countries will not be able to meet many – or perhaps any –  

 of the Goals by 2015. Considering how far we have come, such a failure     

 would be a tragic missed opportunity,” Mr. Annan said.                     

 What makes the MDGs different from “the bold pledges that became broken    

 promises in the last 50 years” is that rich countries and poor countries   

 have accepted, for the first time, their responsibility to achieve these   

 goals, he said.                                                                                                                                        

 According to the eighth MDG, he noted, “each developing country has a duty 

 to its people to take charge of its own development” by instituting better 

 governance, fighting corruption, devising measures to strengthen its       

 economy and making real resources available to fund the fight against      

 poverty.                                                                   

 If they achieve that, the developed countries must provide more and better 

 quality development assistance, make the global trading system support     

 development and offer wider and deeper debt relief, he said.               

 “We have a once-in-a-generation chance to bring about historic fundamental 

 change. But it will depend on the will of governments and on the           

 commitment of groups and individuals such as you,” Mr. Annan said.         

“So between now and September, please keep making your voices heard, loud  

 and clear enough to lift the sky. And keep raising your voices after that, 

 to hold governments to their promises and to help translate those promises 

 into action.”                                                              

 * * *                                                                      

 SECURITY COUNCIL DEMANDS IVORIAN PARTIES COMPLY WITH NEW PEACE TIMETABLE   

 With the Government of Côte d’Ivoire and opposition leaders having reached 

 an agreement on a timeline for implementing a stalled peace plan, the      

 United Nations Security Council today demanded that all Ivorian parties    

 and signatories “scrupulously comply” with all aspects of the new deal.    

 In a statement read out in a formal meeting by its President for the       

 month, Adamantios Vassilakis (Greece), the Council noted the Declaration   

 on the implementation of the Pretoria Agreement on the peace process in    

 Côte d’Ivoire, signed on 29 June in Pretoria under the auspices of the     

 African Union (AU) mediator, President Thabo Mbeki.                        

 The new agreement is the latest effort between the Ivorian parties to      

 revive a peace process deadlocked since April when talks faltered on       

 setting a timetable for elections and disarmament. The elections were      

 meant to herald the end of a conflict that exploded when rebels tried to   

 oust President Laurent Gbagbo in 2002 and seized the north of the world's  

 top cocoa grower. The country has been divided ever since.                                                                                             

 Today, the Council reiterated its full support to the AU Mediation and     

 welcomed its efforts, so that the forthcoming elections in Côte d’Ivoire   

 were credible and held as planned, Ambassador Vassilakis said.             

 The Council affirmed its readiness, in close consultation with the AU       Mediation, to implement individual sanctions provided for in paragraphs 9  

 and 11 of resolution 1572 (2004) – which gave Ivorian parties one month to 

 get the peace process back on track or face a travel ban and a freeze on   

 their assets – against those who did not comply with those commitments or  

 constituted an obstacle to their full implementation.                      

 * * *                                                                      

ANNAN WELCOMES INITIAL AGREEMENT BETWEEN SUDAN, REBELS TO END DARFUR CONFLICT                                                                   

United Nations Secretary-General Kofi Annan welcomed today the signing of  

 a preliminary agreement between the Sudanese Government and rebel factions 

 aimed at ending the two-year-old civil war, which has killed at least      

 180,000 people and displaced nearly 2 million others in the country's      

 Darfur region.                                                                                                                                         

 In a statement issued by his spokesman in New York, Mr. Annan welcomed the 

 signing – by the Government of Sudan, the Justice and Equality Movement    

 and the Sudan Liberation Movement – in Abuja, Nigeria, of a Declaration of 

 Principles for the Resolution of the Conflict in Darfur.                   

“The Declaration signals the parties' intention to bring to an end the     

 conflict in Darfur,” the statement said, adding: “The Secretary-General    

 congratulates African Union (AU) mediator Salim Ahmed Salim and the United 

 Nations team which participated in the negotiations on the successful      

 conclusion of this stage.”                                                 

 “He encourages the parties to move forward decisively and promptly when    

 they restart talks on 24 August and to conclude a lasting political        

 settlement to bring an end to the enormous suffering of the people of      

 Darfur,” the statement said.                                                                                                                           

 Meanwhile, the Secretary-General will travel to the Sudanese capital       

 Khartoum over the weekend, following the G8 Summit in Gleneagles,          

 Scotland. In Khartoum, he will attend the inauguration of the Government   

 of National Unity, where he is expected to deliver remarks.                

In other news, the UN Mission in Sudan (UNMIS) reports that a high level   

 of non-political violence, mostly banditry and theft, is continuing to     

 take place in the three states of Darfur. Inter-tribal fighting over       

 livestock is also a major cause of insecurity and death in the province.   

Also, the second phase of the relocation of internally displaced persons   

 (IDPs) from the Abou Shouk camp in North Darfur to Al-Salam began on       

 Monday. Some 23,000 people are to be moved in two phases by 18 July.       

 Fighting in Darfur flared in early 2003 after rebels took up arms, partly  

 in protest over the distribution of resources. Militias such as the        

 Janjaweed joined in the battle against them, terrorizing the population.   

 The UN says some 180,000 people have died as a result of the conflict,     

 while another 1.8 million have been forced from their homes, including     

 about 200,000 who fled across the border to neighbouring Chad.             

 * * *                                                                      

 UN EXPERTS, PARTNERS DRAW UP $100-MILLION PLAN TO AVERT HUMAN BIRD FLU  PANDEMIC                                                                   

 United Nations experts and their partners today unveiled a $100 million    

 programme to reduce the risk of bird flu spreading to humans and called on 

 the global community to come forward with funds to help stave off the      

 potential for a pandemic, which in a worst-case scenario could kill tens   

 of millions of people around the world.                                    

The strategy, directed at Asia, scene of recent outbreaks, includes        

 educating small-scale farmers to segregate various species of poultry and  

 animals, compensation to encourage them to report suspected outbreaks and  

 apply control measures or culling, poultry vaccination in high-risk areas, 

 and changing animal slaughter practices.                                   

 "We agreed that it is vital to change or even end a number of farming      

 practices that are dangerous to humans," UN Food and Agriculture           

 Organization (FAO) Chief Veterinary Officer Joseph Domenech said at the    

 end of the three-day conference in Kuala Lumpur, Malaysia, jointly         

 organized by FAO, the UN World Health Organization (WHO) and the           

 intergovernmental World Organization for Animal Health (OIE).              

"These include the way chickens, ducks and pigs are raised in close        

 proximity to each other, often with no barriers between them and humans.   

 Another area of concern is wet markets, where animals are often            

 slaughtered in unsanitary conditions.                                      

 "These activities constitute a high risk to people who are exposed to      

 contaminated animals or products, such as blood, faeces, feathers and      

 carcasses," he added of the H5N1 virus which has so far infected 108       

 people, killing 54 of them, since the first case linked to poultry         

 outbreaks in Viet Nam and Thailand was reported in January last year.      

The virus, which delegates were told is taking an ever-tightening grip in  

 some Asian countries has so far led to the slaughter of over 140 million   

 chickens in an attempt to halt its spread.                                                                                                             

 WHO is concerned that continuing transmission from birds to humans might   

 give avian and human influenza viruses an opportunity to exchange genes,   

 producing a deadly pandemic. The so-called Spanish flu pandemic of         

 1918-1920, unrelated to the present virus, is estimated to have killed     

 between 20 million and 40 million people worldwide.                        

 The meeting agreed that the situation in Asia was extremely dangerous but  

 that there was still a window of opportunity to ward off a pandemic. It    

 also affirmed that implementing the recommended measures would be beyond   

 the financial means of most affected countries and called on the           

 international community to help with funding.                              

 "Without international support, poor countries will not be able to battle  

 bird flu," Dr. Domenech said.                                              

* * *                                                                      

UN AGENCIES URGE G8 LEADERS TO STEP UP TO THE PLATE ON AFRICAN HUNGER,  GLOBAL WARMING                                                             

 As leaders of the world’s richest nations gathered for the G8 Summit,      

 United Nations agencies urged them today to rise to the challenge of the   

 two main issues on their agenda – aid to Africa and global warming –       

 reminding them that hunger is the world’s biggest killer and calling for   

 even deeper cuts in greenhouse gases.                                      

“Remember a simple fact: hunger and malnutrition are still the world’s     

 biggest killers, taking the lives of more people every year than AIDS,     

 malaria and tuberculosis combined,” the UN World Food Programme (WFP) said 

 in a statement ahead of the summit opening in Gleneagles, United Kingdom.  

 “Nowhere is this more apparent than in Africa, where forgotten conflicts   

 and hidden disasters continue to expose millions to the scourge of hunger. 

 One African in three is malnourished and there has been little sign of     

 change in that over the last decade,” it added.                            

“Hunger is a symptom of failure – failed harvests, failure to cope with    

 natural disasters, and failure to overcome social inequities, ethnic       

 strife and racial hatred.”                                                 

 Citing a litany of enormous challenges, WFP noted that in Africa alone, it 

 is together with its partners to deliver emergency food to 26 million      

 people in more than 20 different countries.                                

                                                                                                                                                         In southern Sudan, where civilians are finally returning home after        

 decades of war, its operations are still less than half funded; in         

 southern Africa, where the triple threat of HIV/AIDS, drought and weak     

 government capacity threaten the lives of at least 8 million people, it    

 has received less than 20 per cent of the requested funding; in Niger and  

 Mali, where a lethal combination of locust infestation and drought has     

 left hundreds of thousands hungry, less than a third of the $11 million    

 needed has been received.                                                                                                                              

 “While there have been encouraging signs of increased aid commitments from 

 donor governments, the food aid component, which is so critical in Africa, 

 is falling short,” WFP said. “Food is the ‘first aid’ solution to Africa’s 

 problems. It brings hope in often turbulent circumstances, and stabilizes  

 regions so there is an opportunity to work on longer-term humanitarian and 

 political solutions.”                                                      

 For its part the UN Environment Programme (UNEP) reiterated calls for a    

 new effort to move beyond targets and timetables agreed under the Kyoto    

 treaty against global warming towards the even deeper cuts in greenhouse   

 gases necessary to stabilize the world’s climate.                          

Of the summit participants only the United States has not ratified the     

 Kyoto Protocol to the 1992 UN Framework Convention on Climate Change (     

 UNFCCC), under which industrialized countries are to reduce their combined 

 emissions of six major greenhouse gases during the five-year period from   

 2008 to 2012 to below 1990 levels.                                         

 UNEP Executive Director Klaus Toepfer said he hoped the G8 leaders would   

 send a strong and determined message on climate change which is “the       

 spectre at the feast capable of undermining all our goals.”                                                                                            

 He also urged them to back investments in nature to defeat poverty and     

 deliver economic development. “Targeted investments in the planet’s        

 ecosystems and the services they provide will give a high rate of return   

 in terms of fighting poverty, hunger and disease and delivering            

 long-lasting economic improvements,” he said in a statement.               

He cited the link between a damaged environment and malaria, noted that    

 many illnesses affecting people in developing countries are water borne,   

 and called for giving full economic value to tropical forests in           

 developing nations, which economists now put at $60 billion in terms of    

 the greenhouse gases they absorb and store.                                

 * * *                                                                                                                                                  

 UN'S WORLD HEALTH ORGANIZATION THANKS UK FOR MILLIONS IN FUNDS TO WIPE OUT  POLIO                                                                      

 United Nations health agency chief Lee Jong-wook today thanked the United  

 Kingdom for a three-year contribution of $105 million to cover anti-polio  

 campaigns, with an immediate payout of the first $35 million, and he       

 appealed to the international community for an additional $75 million for  

 the 2006 first quarter.                                                    

"Flexible, multi-year funding commitments, as pledged by the UK are more   

 crucial than ever as outbreaks in previously polio-free countries severely 

 strain the Global Polio Eradication Initiative's budget," World Health     

 Organization (WHO) Director-General Dr. Lee said in a statement.           

 The most recent polio outbreaks have taken place in Angola, Indonesia,     

 Ethiopia and Yemen and "each time there is an unexpected outbreak, more    

 funds are needed to respond with vaccination campaigns and other           

 measures," he said.                                                        

 "Advance pledges for 2006-2008 are needed to cover costs of additional     

 immunization and polio surveillance activities to eradicate polio and      

 certify eradication. Most urgently, the Global Polio Eradication           

 Initiative needs an additional $75 million by November of this year for    

 activities in the first quarter of 2006, primarily in Africa and Asia,"    

 Dr. Lee said.                                                              

 He noted that since the 1988 launch of the Global Polio Eradication        

 Initiative, the annual number of polio cases has been reduced by more than 

 99 per cent – from 350,000 back then to 1,265 in 2004.                     

 * * *                                                                      

 DONOR FATIGUE, CYNICISM COULD LEAD TO MILLIONS OF DEATHS IN ETHIOPIA, UN  CHILDREN’S AGENCY WARNS                                                                                                                                

 Despite the enthusiasm surrounding the last weekend’s Live 8 concerts in   

 the run up to the G8 summit meeting, The United Nations Children’s Fund    

 (UNICEF) has warned that donors are showing increasingly worrying signs of 

 “compassion fatigue” over the plight of Ethiopia’s severely malnourished   

 and dying children.                                                        

Preventable diseases and malnutrition on average kill up to half a million 

 Ethiopian children a year – more than the entire population of Edinburgh,  

 close to the site of the G8 Summit of the world’s most industrialized      

 nations, which kicked off today.                                           

“It is becoming increasingly difficult to persuade people that this is a   

 global scandal,” said Bjorn Ljungqvist, UNICEF Representative in Ethiopia, 

 stressing that major donors are not stepping up fast enough to provide     

 vital funding for a package of life-saving treatments, screenings and      

 other interventions.                                                       

Following an additional surge in severe acute malnutrition cases, up to    

 170,000 Ethiopian children will die from this condition alone by the end   

 of the year if not treated, UNICEF estimates.                                                                                                          

 “A cloud of cynicism has settled over Africa – cynicism caused by          

 everything from corruption to armed conflicts, cynicism felt by everyone   

 from donors to the general public. But this cloud hides the fact that      

 innocent children are dying unnecessarily. There are simple things that we 

 can do and must do to save these children.”                                

 He spoke out as UNICEF was preparing to release an urgent update appeal to 

 major donors, asking them to fill a $42 million gap in funding.                                                                                        

 “In total, 7 million Ethiopian children suffer from some form of           

 malnutrition every year, with serious consequences for their health and    

 development. But there is a growing idea that these are ‘normal’ levels of 

 child deaths and malnutrition for Ethiopia – that this is the ‘usual’      

 situation,” he said.                                                       

 “There is nothing ‘normal’ about 500,000 children dying every year. That   

 is more than the population of Edinburgh in Scotland or Las Vegas in the   

 United States. It would be an unimaginable tragedy if this happened in any 

 country in the developed world.”                                           

Earlier this year UNICEF Ethiopia appealed for just short of US$54.7       

 million to support Ethiopia’s most vulnerable children during 2005 – US$15 

 million for water and sanitation work, US$39.7 million for health and       nutrition.                                                                 

But today – more than half way through the year – the 2005 Emergency       

 campaign is still almost US$42 million or 76.6 per cent short.             

Health and nutrition services – designed to save the lives of the          

 country’s most vulnerable children with everything from anti-malaria       

 mosquito nets to measles shots – have received just over a quarter of the  

 necessary funds.                                                           

 Research shows that something as simple as vitamin A supplements every six 

 months has the potential to reduce mortality by 23 per cent in the         

 youngest children. Treatment of severe acute malnutrition, where it        

 happens in Ethiopia, is reducing fatalities in severely malnourished       

 children from 25-50 per cent to below 5 per cent.                                                                                                      

 * * *                                                                      

 UN PEACEKEEPERS PURSUE MILITIAS IN EASTERN DR OF CONGO                     

 The United Nations peacekeeping mission in the Democratic Republic of the  

 Congo (DRC) said today it has deployed forces to pursue rebel militia      

 groups in eastern South Kivu province.                                     

 Guatemalan special forces, Pakistani commandos and units of the DRC Army   

 (FARDC), with Indian air support, were taking part in a series of raids    

 called Operation Falcon Sweep from 4 to 11 July to establish control over  

 the Walungu Territory, south of Bukavu, the UN Organization Mission in the 

 DRC (MONUC) said.                                                          

 Among its aims was to "carry out effective search missions to flush out    

 armed groups from the area," it said.                                      

 When the Pakistani Quick Reaction Forces were dropped in the Kahuzi Bega   

 National Park area, "a large number of FDLR (Democratic Forces for the     

 Liberation of Rwanda), estimated at 150-plus personnel, immediately came   

 out of the bush" and encircled the Pakistanis, but they retreated as the   

 MONUC forces took a defensive stance and attack helicopters arrived, the   

 mission said.                                                                                                                                          

 "All MONUC forces returned to Kavumu Airbase safe and sound," it said.                                                                                 

 Rwandan Hutu rebels have been active in the jungles of the eastern DRC     

 since Rwanda's 1994 genocide, in which they killed en estimated 800,000    

 Tutsis and moderate Hutus.                                                                                                                             

 Earlier this year, after secret negotiations in Rome, the FDLR leadership  

 pledged that the group would lay down its weapons and return to Rwanda.    

 MONUC chief William Lacy Swing designated six assembly and registration    

 points for the estimated 13,000 to 15,000 Rwandan militiamen expected to   

 want to take part in Rwanda's programme of disarmament, demobilization,    

 repatriation, re-settlement and re-integration (DDRRR).                                                                                               

 MONUC had blamed some members of the FDLR for assaulting civilians in the  

 eastern DRC and causing thousands to become internally displaced persons   

 (IDPs).                                                                    

* * *                                                                      

 2005 SOCCER GOLD CUP DEDICATED TO LATIN AMERICAN AND CARIBBEAN CHILDREN –  UN AGENCY                                                                  

 Intensifying its efforts to stop the spread of HIV/AIDS and violence in    

 the Latin American and Caribbean, the United Nations Children’s Fund       

 (UNICEF) is teaming up with a regional soccer association to co-host a     

 three-week long tournament, with ten countries battling for a trophy under 

 the slogan “With Children We Win.”                                         

 UNICEF and The Confederation of North, Central America and Caribbean       

 Association Football (CONCACAF) announced the joint venture today just     

 ahead of the first game. Ten countries from the CONCACAF region and guest  

 teams Colombia and South Africa will battle for the Gold Cup in games      

 played in seven stadiums in six cities across the United States through 24 

 July.                                                                      

 “We have started a dynamic dialogue between UNICEF and the soccer          

 associations in Central America and the Caribbean on how we can protect    

 children and build values starting at a young age,” said Nils Kastberg,    

 Regional Director of UNICEF for Latin America and the Caribbean. “Through  

 the Gold Cup we have an opportunity to reach millions of soccer fans to    

 educate them on the risks of HIV/AIDS infection, on the importance of      

 stopping violent behaviour and other key messages to protect young lives.”                                                                            

 The special focus on HIV/AIDS and violence is due to the particular        

 importance these issues carry in the CONCACAF region. With a prevalence    

 rate of 2.3 per cent, the Caribbean region has the second highest rate of  

 HIV/AIDS in the world, next to Sub-Saharan Africa.                         

 Latin America is one of the most violent regions in the world, with        

 children and women the main victims. Sixteen per cent of children in Latin 

 America and the Caribbean assert that they are being maltreated in their   

 homes, either through physical or verbal abuse.                            

“We need to work in partnership to get girls and boys on to sports fields  

 and playgrounds, and to educate children and their families about the      

 benefits of sports. UNICEF has a long standing cooperation with FIFA as    

 well as CONMEBOL and CONCACAF to develop programmes to guarantee           

 children’s right to play,” said Mr. Kastberg.                                                                                                          

 * * *                                                                      

 UN OFFICIAL SAYS WITH AUTONOMOUS GOVERNMENT IN PLACE IN BOUGAINVILLE, UN MANDATE COMPLETE                                                           

 With the swearing in of Bougainville's first autonomous provincial         

 Government last month, the United Nations Observer Mission (UNOMB) had     

 successfully completed its work and Papua New Guinea had taken a milestone 

 step, which ended years-long secessionist fighting on the island, a senior 

 UN official told the Security Council today.                               

 Briefing the Council on the latest developments in Bougainville, Danilo    

 Türk, Assistant Secretary-General for Political Affairs, following the     

 establishment of the Autonomous Government – inaugurated on 15 June – that 

 entity and the Government of Papua New Guinea would deal with matters      

 relating to implementation of the peace agreement and the national         

 constitution through already established procedures.                                                                                                   

 Mechanisms were also in place to deal with any disagreements that might    

 emerge. While it was up to Bougainville’s Autonomous Government to plan    

 its priorities, the two Governments intended to work together in           

 addressing future challenges, he said.                                     

 The war in Bougainville had been little noticed, but brutal, he said. Some 

 15,000 people had lost their lives in the conflict of the 1980s and 1990s. 

 The conflict had started over the use of natural resources, but it         

 developed features seen in conflicts in many parts of the world, including 

 a mixture of military and criminal objectives and the suffering of         

 innocent people.                                                           

 The peace process began in 1997, and a 2001 peace agreement finally        

 offered an opportunity for healing. Reconciliation and restorative justice 

 had been essential. For the UN, that process had been a learning           

 experience and one which taught a great deal about post-conflict           

 peace-building and the need to fully respect and incorporate local culture 

 and traditions. The classical approach had been “breaking spears and       

 mending hearts”, but the foundations established so far gave reason to     

 believe that the UN system, with the support of donor countries, would     

 again be able to help.                                                     

 Regarding weapons disposal, he said the parties had been informed in May   

 that the weapons disposal agreement had been implemented with the          

 destruction of more than 2,000 arms. The UNOMB had determined that a       

 substantial level of compliance had been achieved by the parties and that, 

 consequently, the security situation on the ground was conducive to the    

 holding of elections as planned from May through June.                     

 There now remained the third main pillar of the peace agreements – the     

 holding of a referendum on Bougainville’s future status. Included in the   

 referendum would be a choice of separate independence, and the final       

 decision on that outcome would be left to Papua New Guinea’s Parliament    

 and subsequent consultations with the Autonomous Bougainville Government.                                                                              

 Also addressing the Council, Ambassador Robert Aisi of Papua New Guinea    

 said that practical peace-building in Bougainville was obviously not yet   

 complete, pointing out that peace and good governance required ongoing     

 attention and effort, if they were to be part of the legacy to succeeding  

 generations.                                                               

 Papua New Guinea was pleased to note the continuing presence of UN         

 personnel on the ground, which helped to remove any doubt or uncertainty   

 about whether the international community was still concerned and would    

 continue to be involved after the UNOMB had completed its mandate. It was  

 for that reason that the appropriate bodies should consider retaining the  

 Mission’s existing assets in Bougainville, and handing them on to the UN   

 Development Programme (UNDP) and other arms of the Organization that would 

 continue to operate in Bougainville.                                       

 * * *                                                                      

 ANNAN CONGRATULATES BURUNDI ON LEGISLATIVE ELECTIONS, A MAJOR STEP TO  DEMOCRACY                                                                  

 With the people of Burundi having completed their first legislative        

 elections in 12 years, United Nations Secretary-General Kofi Annan         

 congratulated them today on showing "a high sense of civic responsibility  

 and political maturity."                                                   

Following the 4 July elections, he sent a message through the United       

 Nations Operation in Burundi (UNOB) urging, "all Burundian men and women   

 to do everything to preserve the achievements of peace," which have        

 allowed for free and transparent elections, as acknowledged by the         

 international community.                                                   

 ONUB was established by the Security Council in May of last year to help   

 maintain the peace that followed 12 years of ethnic confrontation.                                                                                     

 * * *                                                                      

 KYRGYZSTAN SEEKS URGENT AID AFTER FLOODING, MUDFLOWS: UN                   

 Kyrgyzstan's Government has requested urgent aid including blankets,       

 bedding, tents, diesel, fuel, medicine and food to meet its immediate      

 needs after flooding and mudflows destroyed houses, bridges and highways,  

 the UN Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA) said     

 today.                                                                     

 So far, the UN High Commissioner for Refugees (UNHCR) has delivered        

 assistance to the Central Asian country.                                   

 As a consequence of accumulated damages caused by natural disasters in     

 2005, the Ministry of Agriculture, Water Resource and Processing Industry  

 foresees a shortage of approximately 9,800 tons of wheat, OCHA reported.   

 In total, there is so far a shortfall of 268,500 tons of grains for 2005,  

 taking into account the lack of grains as a result of last winter and      

 previous disaster damage.                                                                                                                              

 * * *                                                                      

 UN MISSION TELLS BERMUDIANS OF POLITICAL CHOICES AND UN HELP WITH          

 POLITICAL EDUCATION                                                                                                                                    

 A United Nations mission sent to review the status of British dependency   

 Bermuda says it found that Bermudians had little knowledge of their        

 political options under international law, knew nothing of the             

 international organizations they could join right now and still suffered   

 from the legacy of racial segregation.                                     

 "Even the very issue of whether the present status of Bermuda is           

 self-governing, or not, was raised from time to time during the course of  

 the Special Mission by several individuals. The Special Mission provided   

 clarification on the minimum standards for what constitutes                

 self-government," it says in a report to the General Assembly.             

 In that regard, several mission delegates pointed to provisions in the     

 Bermuda Constitution Order, which places significant power in the hands of 

 the United Kingdom-appointed Governor, now John Vereker, rather than the   

 elected Government, it says.                                                                                                                           

 The Territory, with a population of more than 65,000, lies about 917       

 kilometres east of the United States' North Carolina coast, consists of    

 eight major islands and 130 smaller islands.                                                                                                           

 The administering Power had told the Bermuda Independence Committee, which 

 invited the Special Mission, that certain political options were not       

 available. That position differed substantively from the consensus         

 position in UN resolutions, "which confirm a broader range of legitimate   

 political alternatives," the report says.                                  

 "It was also clear that sufficient information regarding the role the      

 wider UN system of organizations might play in the development process of  

 the Territory had not been made available to the people or their           

 leadership," it says.                                                      

 The Special Mission, therefore, sought to provide Bermudians with          

 information on UN and other international organizations the Territory      

 could join under its current political status and during a preparatory     

 process for full self-government, it said.                                 

 The wounds caused by the historic legacy of racial segregation were very   

 apparent, especially among many older Bermudians of African descent who    

 spoke at the public meetings, and individuals of both racial groups said   

 differences in privilege had to be addressed so that the people of the     

 Territory could move forward together, no matter what direction they       

 chose.                                                                     

 The mission stressed that it took no position on what choices Bermudians   

 ought to make, but its members, particularly the representatives of the    

 Republic of Congo, Dominica, Papua New Guinea and Timor-Leste, shared the  

 experiences of their countries during the transition to independence.      

 * * *                                                                      

 TOP UN OFFICIAL TO VISIT SREBRENICA ON 10TH ANNIVERSARY OF MASSACRE        

As part of the United Nations commemoration of the 10th anniversary of the 

 fall of Srebrenica, Mark Malloch Brown, Secretary-General Kofi Annan's     

 Chief of Staff, next week will head to the town that was the site of a     

 massacre of Muslim men and boys by Bosnian Serb forces after they took     

 over the town designated by the Security Council as a "safe area."         

 Mr. Malloch Brown will arrive in Srebrenica on 11 July, to attend a        

 ceremony where he will deliver a message on behalf of the                  

 Secretary-General.                                                         

Ahead of that solemn occasion, the Department of UN Peacekeeping           

 Operations will host a discussion from 12:30 to 2pm in the Dag             

 Hammarskjöld Auditorium, tomorrow in New York. Panellists will include,    

 amongst others, Ambassador Diego Arria, former Venezuelan Ambassador to    

 the UN, H.R.H. Prince Zeid Ra'ad Zeid Al-Hussein of Jordan, and Professor  

 Samantha Power of the Carr Center for Human Rights Policy of Harvard       

 University.                                                                

 * * *                                                                                                                                                  

 INTERNATIONAL TOURISM CONTINUES TO GROW AFTER 2001-2003 SLUMP, UN REPORTS  

 People are regaining "the lust for travel" after the combined blows of     

 terrorism, a weak economy and epidemics battered the tourist industry in   

 2001-2003, with pent-up demand continuing to be released as consumer       

 confidence rises and the fear factor has faded, the United Nations World   

 Tourism Organization (WTO) said today.                                     

The first four months of 2005 showed an average 8 per cent rise, a rate    

 very similar to those seen in the second half of 2004, when international  

 tourist arrivals grew by more than 10 per cent to an all-time record of    

 763 million, WTO added in a summary of its latest World Tourism Barometer.                                                                             

 "The geopolitical climate, the persistent weak economy and SARS have       

 constrained tourism seriously in previous years and have left a            

 significant amount of pent-up demand in the market," WTO Chief of Market   

 Intelligence and Promotion Augusto Huéscar said, referring to the 2001     

 terrorist attacks on the United States and the spread of Severe Acute      

 Respiratory Syndrome (SARS), mainly in Asia, in 2003.                      

 "From last year on, we have seen this being released and the data indicate 

 that this process is still in full swing. People are regaining the lust    

 for travel and feel that the moment is appropriate to make the trips they  

 postponed in the past years," he added.                                    

 Positive results are estimated over the first four months for all regions, 

 ranging from 5 per cent for Europe to 17 per cent for the Middle East,     

 with Africa showing a 12 per cent increase and the Americas 11 per cent.                                                                               

 * * *                                                                      

TOP UN RIGHTS OFFICIAL TO VISIT THREE POST-CONFLICT COUNTRIES IN WEST      

 AFRICA                                                                                                                                                 

 United Nations High Commissioner for Human Rights Louise Arbour is heading 

 to three West African countries emerging from armed conflict – Côte        

 d'Ivoire, Liberia and Sierra Leone – to survey the efforts being made to   

 build effective systems for protecting human rights.                       

The first stop on the 10-day trip will be Côte d'Ivoire's main city,       

 Abidjan, where tomorrow she will hold talks with President Laurent Gbagbo, 

 and other senior Ivorian officials. Ms. Arbour will also meet with Pierre  

 Schori, head of the UN Operation in Côte d'Ivoire (UNOCI), and with other  

 UN representatives in the country.                                         

The High Commissioner will also travel north of Abidjan to Bouaké to meet, 

 among others, representatives of the Forces Nouvelles opposition movement. 

 Later in the day she is set to go to Duékoué and Gitrozon, in western Côte 

 d'Ivoire, the scene of attacks that left dozens of civilians dead at the   

 end of May.                                                                

In the Liberian capital, Monrovia, Ms. Arbour will meet Acting Special     

 Representative of the Secretary-General and Humanitarian Coordinator Abou  

 Moussa, head of the UN Mission in Liberia (UNMIL). Ms. Arbour will also    

 meet top Liberian judicial officials and take part in a conference on the  

 current status of Liberia's Truth and Reconciliation Commission.           

 In Sierra Leone, Ms. Arbour will meet with Daudi Ngelautwa Mwakawago, head 

 of the UN Mission in the country (UNAMSIL), and with other UN officials.   

 The next day, she will meet President Ahmad Tejan Kabbah. On 15 July she   

 heads to a centre for amputee and war-wounded, before meeting local        

 authorities and human rights groups.                                                                                                                   

 * * *                                                                      

 PRAISING PRISONERS' RELEASE, ANNAN CALLS FOR LIFTING OF OTHER RESTRAINTS  IN MYANMAR                                                                 

 While welcoming the release today by authorities in Myanmar of 249         

 prisoners throughout the country, United Nations Secretary-General         

 reiterated his call for the lifting of remaining constraints on all        

 political leaders.                                                         

 In a statement issued by his spokesman in New York, Mr. Annan welcomed the 

 release of the prisoners, reportedly including two prominent journalists   

 and a close aide of the still-detained National League for Democracy (NLD) 

 leader Aung San Suu Kyi.                                                                                                                               

 "The Secretary-General reiterates his call for the lifting of remaining    

 constraints on all political leaders and the re-opening of NLD offices. He 

 further calls on the Myanmar authorities to resume their political         

 dialogue with all parties concerned," the spokesman said.                  

 Over the past several years Mr. Annan, in concert with his Special Envoy   

 Razali Ismail, has been pushing the Government of the South Asian country  

 to allow a role for opposition parties such as the NLD. Just last month,   

 Mr. Annan marked the 60th birthday of Daw Aung San Suu Kyi, the            

 pro-democracy leader and Nobel Peace Prize winner, by appealing to         

 Myanmar's military Government to end her house arrest.                     

 * * *                                                                      

 EUROPE-CENTRAL ASIA REGION MUST ACT NOW ON VIOLENCE AGAINST CHILDREN –  UNICEF                                                                     

 With 1,300 children under age 14 dying in homicides or assaults every year 

 in the European Region alone, the United Nations Children’s Fund (UNICEF)  

 has called on governments, UN agencies, professionals, civil society,      

 communities, families and children themselves to act now to uproot the     

 scourge of violence against youngsters.                                    

 “In the next 24 hours, four children in the European region will die as a  

 result of violence. And those are the cases that come to light – there are 

 many more that don’t,” UNICEF Regional Director for Central and Eastern    

 Europe, Maria Calivis, told a three-day conference that opened yesterday   

 in Ljubljana, Slovenia, on violence against children in Europe and Central 

 Asia.                                                                      

 “We must ask why, when every child has the absolute right to a non-violent 

 upbringing, so many continue to suffer. We must examine the causes of      

 violence: the discrimination that fuels violence against children because  

 of their gender, their ethnicity, their disability or their religion; the  

 frustration, isolation and poor parenting that can lead to abuse and       

 neglect; the social acceptance that allows children to be treated with     

 cruelty,” she added.                                                       

The conference, Stop Violence Against Children – ACT NOW, is hosted by the 

 Slovenian Government and organized in close collaboration with UNICEF, the 

 UN World Health Organization (WHO), the UN Office of the High Commissioner 

 for Human Rights (OHCHR) and the Council of Europe.                        

It is one of nine worldwide that will feed into a major study by           

 Secretary-General Kofi Annan on Violence Against Children, headed by       

 Professor Paulo Sergio Pinheiro, which is due out next year.               

 Delegates old and young – some 25 youngsters are attending – will draw up  

 a list of things to do now and in the medium and longer term to shine a    

 spotlight on the often hidden issue and to set up effective avenues of     

 redress for those trapped in the terror, isolation and silence of          

 brutality.                                                                                                                                             

 One of the problems is the gap in knowledge on violence against children – 

 UNICEF calls it “a regional affront” – with spotty research providing only 

 an approximation. But among the few available regional data are studies    

 carried out in 14 European countries putting the rate of sexual abuse both 

 within and outside the family at 9 per cent.                               

“We must ask why, when every child has the absolute right to a non-violent 

 upbringing, so many continue to suffer,” Ms. Calivis said. “We must        

 examine the causes of violence: the discrimination that fuels violence     

 against children because of their gender, their ethnicity, their           

 disability or their religion; the frustration, isolation and poor          

 parenting that can lead to abuse and neglect; the social acceptance that   

 allows children to be treated with cruelty.”                               

 Studies show that no country is exempt. “Even the most structured areas of 

 community life can have hidden dangers,” Ms. Calivis added. Children face  

 violence in leisure time, in clubs and even in religious settings. They    

 may be forced to train too hard for competitive sports, or face corporal   

 punishment or sexual abuse by those supposed to be caring for them.                                                                                    

 * * *                                                                                                                                                  

 UN INTELLECTUAL PROPERTY AGENCY PROVIDES BOOKS TO DEVELOP CHILD INVENTORS  

 Combining facts with fun, games and graphics, the United Nations           

 intellectual property agency is producing new books for children showing   

 them how to proceed from ideas, to IP protection, to commercialization of  

 their inventions as the young “creators of the future.”                    

 The UN World Intellectual Property Organization’s (WIPO) free series for   

 children aged 8 to 14 is called "Learn from the Past, Create the Future"   

 and the first book in the series, sub-titled “Inventions and Patents,” was 

 launched this week.                                                        

Young people “are the creators – and the consumers – of tomorrow.          

 Developing a sustainable IP culture must include providing them with       

 positive and informative messages about IP. This new series is a major     

 step in that direction,” WIPO Deputy Director General Rita Hayes said.     

 The book has easy-to-follow explanations of how patents work, why they are 

 needed and how they contribute to scientific and technological progress,   

 along with the stories behind several successful inventions and thumbnail  

 biographies of some young inventors who have patented and commercialized   

 their ideas.                                                               

The series responds to requests from Member States, WIPO said. Buttressing 

 those requests, leading academics, intellectual property policy advisers   

 and practitioners attending a WIPO International Symposium on Intellectual 

 Property and Education and Research in Geneva last week called on          

 Governments to “start IP education at an early stage, with a view to       

 fostering a culture which respects creativity and which strives to curb IP 

 abuses.”                                                                   

 The Symposium also recommended strengthening governmental support for IP   

 education and research in the context of socio-economic development and    

 fostering the inter-disciplinary nature of IP in curricula, bringing in    

 economics, business management, engineering, science and technology,       

 culture, environment and sociology.                                                                                                                    

 With IP issues spreading from law through economic, cultural and social    

 areas, WIPO Executive Director Yo Takagi told the symposium, “IP education 

 and research are relatively new areas to the international community and   

 academic institutions. In the past, intellectual property was generally    

 limited to the field of law and handled by specialists and corporate       

 lawyers.”                                                                  

 Intellectual assets now need to be crafted in such a way that the right    

 balance is struck between providing incentives for those who hold IP       

 rights and fulfilling a society’s public policy objectives, he said.       

 * * *                                                                      

 REGIONAL GROUPS OFFER MIXED PICTURE OF PROGRESS TOWARDS DEVELOPMENT GOALS  

 From the Caribbean islands to South Asia and Africa, officials from the    

 major United Nations regional groups report scattershot progress towards   

 meeting agreed development goals, as individual countries struggle to cope 

 with debt, the effects of natural disasters, wobbly economies and the      

 uncertainties of war and political tension.                                

 In their annual dialogue with the UN Economic and Social Council (ECOSOC)  

 yesterday, the heads of the major groups – Latin America and the           

 Caribbean, Europe, Asia and the Pacific, Western Asia and Africa –         

 detailed the status of efforts to achieve the Millennium Development Goals 

 (MDGs) at the regional level.                                              

 Their presentations revealed sharp contrasts across, and even within       

 regions, in some of the primary MDG target areas, which range from halving 

 extreme poverty to halting the spread of HIV/AIDS and providing universal  

 primary education, all by 2015.                                                                                                                        

 Warning against generalizing global development trends, Brigita            

 Schmögnerová, Executive Secretary of the Economic Commission for Europe (  

 ECE) and Commission Coordinator, stressed that regional cooperation        

 offered countries a way to address common development challenges. While    

 country-level ownership of the MDGs was key, regional approaches and       

 South-South cooperation could reinforce good practices at the country      

 level and promote them on a wider scale within developing regions.         

 José Luis Machinea, Executive Secretary of the Economic Commission for     

 Latin America and the Caribbean (ECLAC), agreed, adding that regional      

 dimensions offered countries an effective instrument for cooperation in    

 facing common development challenges and in reaching the Goals. That was   

 especially important in relation to issues of a cross-border nature, such  

 as trade, sustainable development and natural disasters.                   

 Highlighting striking regional disparities, Kim Hak Su, Executive          

 Secretary of the Economic and Social Commission for Asia and the Pacific ( 

 ESCAP), said that while many countries, especially in South and South-East 

 Asia, were on track to achieve most of the MDGs, many others, including    

 small island developing states, were not. He was very concerned about the  

 least developed Asian countries, the largest of which was Bangladesh, and  

 their progress. The more successful countries must help those in greater   

 difficulty, he said.                                                       

 K.Y. Amoako, Executive Secretary of the Economic Commission for Africa (   

 ECA), said global partnerships today required cooperation between rich and 

 poor countries on numerous levels for activities such as the transfer of   

 technology. Africa's main concern as a region was to form strong           

 partnerships at the national, regional and special partnerships levels.    

 Partnerships at the national level called for addressing each country's    

 specific needs and for strengthening cooperation between governments and   

 civil society.                                                             

 Focusing on other issues pressuring development, Khaled Abdel Hamid,       

 Secretary of the Economic and Social Commission for Western Asia (ESCWA),  

 said the overall GDP of his region would have increased by $600 billion    

 since 1990, if there had not been instability or war. Such instability     

 affected not only the growth of the countries in the region, but also the  

 work and assistance offered by ESCWA. Continued instability affected       

 investment, but that was not the whole picture. Institutions and policies  

 also played a role and ESCWA worked with countries, in that regard. For    

 example, ESCWA worked with the Palestinian Authority to crystallize        

 development in the occupied territories, despite the continuing            

 instability there.                                                                                                                                     

 * * *                                                                      

 UN OFFICIAL CALLS ON CAMBODIA TO CANCEL CONCESSION ON INDIGENOUS LAND      

 A United Nations human rights official has called on the Cambodian         

 Government to cancel a land concession to a Chinese-backed company, saying 

 it disregards the interests of indigenous people living there and violates 

 both the law and human rights.                                                                                                                         

 “The Government and the company have disregarded the well-being, culture   

 and livelihoods of the Phnong indigenous people who make up more than half 

 the population of the province, and many breaches of the law and of human  

 rights have been committed,” Secretary-General Kofi Annan’s Special        

 Representative for Human Rights in Cambodia, Peter Leuprecht, said in a    

 statement yesterday.                                                       

He asked Government to cancel the agreement of last August to provide an   

 initial 10,000 hectares of state land to Wuzhishan L.S. Group for a pine   

 tree plantation in Mondulkiri province, with a promise of a further        

 189,999 hectares.                                                          

“As with other economic land concessions, no environmental or social       

 impact assessments were carried out, and local populations and authorities 

 were neither informed nor consulted,” he said.                                                                                                         

 The concession encompasses hilly grasslands and dense forest in the        

 valleys and along the waterways of southern Mondulkiri. In September, the  

 company started spraying the hills with large amounts of the herbicide     

 glyphosate, later burning sprayed areas. The hills are used by the Phnong  

 to graze their cattle.                                                     

 Ancestral burial areas and spirit forests have also been desecrated and    

 the company has taken farm lands and rice fields, Mr. Leuprecht said. The  

 concession should not have been approved as the Land Law establishes the   

 right of indigenous people to collective title, he added.                  

 * * *                                                                      

 ANNAN SEES CONTEST TO HOST OLYMPICS AS GOOD OMEN FOR FRIENDLY              

 INTERNATIONAL COMPETITION                                                                                                                              

 Congratulating the United Kingdom on having its capital chosen to host the 

 2012 summer Olympic Games, United Nations Secretary-General Kofi Annan     

 today said the intensity and drama in the competition was “a good omen for 

 friendly international competition on and off the sports field.”           

 “I heard the news of London's Olympic win while driving through (London’s) 

 Trafalgar Square,” he said in his message. “I am delighted by the city's   

 success. I have no doubt that this will be a magnificent international     

 sporting event. Good for the world, good for the United Kingdom.”          

He also sympathized with the cities that lost this time around in the      

 hotly contested decision.                                                                                                                              

                                                                             * * *                                                                      

 JUST MILES FROM G8 SUMMIT, UN HOLDS C8 CHILDREN’S SUMMIT ON YOUNGSTERS’ ILLS                                                                                                                                                   

 Almost within earshot of the G8 summit of leaders of the world’s richest   

 countries, the United Nations has held a C8 summit of children from some   

 of the world’s poorest states with direct experience of HIV/AIDS, child    

 labour, poor education, poverty and war to give their powerful elders      

 advice on how to make child poverty history.                               

 Brought together by the UN Children’s Fund (UNICEF) in Dunblane, Scotland, 

 just miles from the Gleneagles resort hosting the G8 leaders, the young    

 people at the C8 summit laid out their recommendations yesterday after a   

 three-day forum, calling for immediate access to free, quality education   

 for all children, action for young people affected by HIV/AIDS and an      

 immediate end to child poverty and exploitation.                           

“All G8 leaders have signed the Millennium Development Goals and we are    

 here to remind them of their responsibilities,” Reitumetse, a 13-year-old  

 C8 participant from Lesotho, said of the targets adopted at the UN         

 Millennium Summit in 2000 for reducing a host of socio-economic ills, such 

 as extreme poverty and hunger, by 2015.                                    

 “If they fail to do this, they will be failing the same children that the  

 world is counting on to move their countries forward.”                     

 Under the banner of Make Poverty History/GCAP (Global Call to Action       

 Against Poverty) the youngsters united to urge the leaders to prioritize   

 children in their discussions. What children need from wealthy nations at  

 the G8 is justice – a package of debt reduction, aid flow and trade        

 justice policies to help their communities prosper, they said.             

 The reasons for change could not be more simple, they added. At stake is   

 one preventable child death every three seconds, 20 each minute, 1,200 an  

 hour; 29,000 a day; day after day.                                                                                                                     

 “Action is vital,” they declared, “because nearly 11 million children die  

 every year from preventable diseases, because more than 100 million        

 children are unable to go to school, because there are 15 million children 

 orphaned by AIDS around the world, because 1 billion children are living   

 in poverty around the globe, because we can’t accept this any longer,      

 because it doesn’t have to be like this.”                                  

 * * *                                                                                                                                                  

 MORE THAN 1.5 MILLION ASIAN CHILDREN HAVE BEEN ORPHANED BY AIDS, UN SAYS   

                                                                                                                                                         More than 1.5 million children in Asia and the Pacific have been orphaned  

 by AIDS and many more are living with ill and dying parents, the United    

 Nations Children’s Fund (UNICEF) has told an international congress on     

 AIDS that wound up its sessions in Kobe, Japan, this week.                 

 In a satellite transmission to the Congress, UNICEF said another 121,000   

 children were estimated to be living with HIV/AIDS in Asia and the Pacific 

 at the end of last year, with an estimated 47,000 children newly infected  

 last year alone. Only a small fraction of the 35,000 children who need     

 anti-retrovirals (ARVs) were receiving them and only a few children at     

 risk were receiving Cotrimoxazole antibiotic to stave off HIV-related      

 infections, it added.                                                      

“This regional data will further help us to target our actions and to get  

 to grips with the magnitude of the problem regarding children in Asia and  

 the Pacific. Accurate data at local, national and regional levels is       

 crucial to how we manage our collective response to the HIV/AIDS           

 pandemic,” a UNICEF regional director, Anupama Rao Singh, told the Seventh 

 International Congress on AIDS in Asia and the Pacific over the weekend.   

While the number of children orphaned by AIDS is alarming, many more       

 children in Asia and the Pacific are at risk of losing their caregivers,   

 UNICEF said to the 1 to 5 July conference. Failure to reduce the impact of 

 HIV/AIDS on children would mean that more children would face barriers in  

 accessing education, health care and other basic services, it said.        

Most governments in the region have not yet developed national policies    

 and strategies to address the impact of HIV/AIDS on children, including    

 the protection and care of those orphaned or made vulnerable by AIDS,      

 UNICEF said.                                                               

A representative of the Joint UN Programme on HIV/AIDS (UNAIDS), J.V.R.    

 Prasada Rao, said a lack of coordination placed the response to the        

 pandemic at risk and lack of prevention policies was common throughout the 

 region.                                                                    

 According to the Monitoring AIDS Pandemic (MAP) Network, the three unsafe  

 behaviours driving the pandemic in the region were commercial sex,         

 injecting drug use and sex between men. It added that HIV could rapidly    

 spread to the wider population from these groups unless governments        

 devised policies to slow the rate of infection.                            

 Sixty countries, including China., India, Thailand and Cambodia, took part 

 in the Congress, sending policy-making officials and health care  specialists, as well as people infected with and affected by HIV/AIDS.     

* * *                                                                      
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6 July 2005

Following is a near-verbatim transcript of today’s noon briefing by Stéphane Dujarric, Spokesman for the Secretary-General.
**Guest
Good afternoon.  Our guest today is Joe Sills, someone you know well, who is currently the spokesman for the U.N. Compensation Commission in Geneva.  And he’ll be joining us today to speak about the work of the Commission and the Commission’s Governing Council.

**Secretary-General in London
Starting off with the Secretary-General, he’s in London today, where he is scheduled in a short while to deliver an address at St. Paul’s Cathedral, at an event organized as a challenge to the Group of Eight on global poverty and the Millennium Development Goals.  The Secretary-General will draw attention to the make-or-break moment we now face on achieving these Goals.  The Secretary-General is to say that the Goals are people-centred, time-bound and measurable, and that they are achievable and have unprecedented support.  Considering how far we’ve come to achieve them, he will argue, a failure by some countries not to meet many, or any, of the Goals by 2015 would be a tragic missed  opportunity.

He will call on governments to take courageous decisions at the G-8 meeting in Gleneagles and at the World Summit in New York in September, which is expected to be the largest gathering of world leaders in history.  We have copies of that speech, embargoed until 1:30 this afternoon New York time, and they’re available upstairs. 

The Secretary-General is in the United Kingdom to attend the G-8 Summit tomorrow in Gleneagles, Scotland.  In advance of that meeting, he met with a group of London schoolchildren today, who presented him a message asking their leaders to keep their promises on the Millennium Development Goals and asking, “Please make the world a better place for all of us by 2015.”

**Secretary-General in Sudan
Also in the Secretary-General’s travels, he will travel to the Sudanese capital, Khartoum, immediately following his participation in the G-8 Summit.  He will be in Khartoum to attend the inauguration of the Government of National Unity and he is expected to deliver remarks at that event.  His visit comes at a time of funding shortfalls for humanitarian programmes in the Sudan.  As of the end of June, of the required $1.3 billion, only $643 million had been received.  This means that critically important programmes cannot be carried out in full, or, in some cases, at all.  The vast majority of pledges made by the donors have yet to be converted into cash, and the Secretary-General has urged donors not to wait too long to provide the Sudanese people with the support they deserve.  And more information on the funding shortfall is available upstairs.

**Myanmar
I have a statement on the latest developments in Myanmar.

“The Secretary-General welcomes the release of 249 prisoners today, reportedly including two prominent journalists and a close aide of the still-detained National League for Democracy (NLD) leader Aung San Suu Kyi.  The Secretary-General reiterates his call for the lifting of remaining constraints on all political leaders and the reopening of NLD offices.  He further calls on the Myanmar authorities to resume their political dialogue with all parties concerned.”  And that statement is, of course, available upstairs.

**Security Council on Côte d’Ivoire
Just a short while ago, the Security Council adopted a presidential statement on Côte d’Ivoire, in which Council members demanded that all signatories to last week’s Pretoria Agreement implement fully and without delay all the commitments taken before the African Union mediator.  The Council also affirmed that it stands ready, in close consultation with the African Union mediator, to implement individual sanctions against those who do not comply with these commitments or constitute an obstacle to their full implementation.

After voting on this presidential statement, the Council had an open meeting on Bougainville, which Assistant Secretary-General for Political Affairs Danilo Türk said “marked a successful cooperative effort at the international, regional, national and local levels”.  He said that Bougainville’s war had been little noticed, but brutal, and Türk said the United Nations became part of a process of “breaking spears and mending hearts” in Bougainville.  And we have copies of his statement available upstairs.

**Zimbabwe
The Secretary-General’s Special Envoy in Zimbabwe, Anna Tibaijuka, is continuing her mission today.  Just about now, she is holding a town meeting in the city of Bulawayo, the second largest city in Zimbabwe.  She is talking with representatives of NGOs, faith-based groups and women affected by the evictions.  And Ms. Tibaijuka is continuing her mission in the days ahead. 

**Democratic Republic of Congo
We have available for you upstairs an information note from the UN Mission in the Democratic Republic of the Congo, with accompanying maps, which help put into context the ongoing military operation called Operation Falcon Sweep in South Kivu province, which we mentioned to you yesterday.

**WHO on Bird Flu Virus
Following a three-day conference on bird flu in Kuala Lumpur, Malaysia, a senior official from the Food and Agriculture Organization (FAO) has said that without international support, poor countries will not be able to battle the bird flu virus.  In that regard, the World Health Organization (WHO) has said that $150 million is needed to fight the spread of bird flu in humans.  And FAO and the World Organization for Animal Health have announced that they need around $100 million to control the virus in animals throughout Asia.  And we have a press release available upstairs.

**Srebrenica Anniversary
On 11 July, we will mark the tenth anniversary of the fall of Srebrenica.  Mark Malloch Brown, the Secretary-General’s Chief of Staff, will travel to Srebrenica to deliver a message on behalf of the Secretary-General.  And in advance of that anniversary, a discussion will be hosted here tomorrow by the Department of Peacekeeping Operations.  Panellists will include, among others, Ambassador Diego Arria, the former Venezuelan Ambassador to the United Nations; Prince Zeid Al-Hussein of Jordan, the Permanent Representative of Jordan to the U.N; and Professor Samantha Power of the Carr Center for Human Rights Policy at Harvard.  And this will take place from 12:30 to 2 p.m. in the Dag Hammarskjöld Auditorium.  And media, all of you, are invited to attend.  And we have a press release upstairs also with more information.

**Olympics
One word on the Olympics, the Secretary-General had two words to say about London’s 2012 successful Olympic bid today.  Those were “congratulations, London”.  In a statement he issued from London, the Secretary-General said that he had no doubts that this will be a magnificent international sporting event, good for the world and good for the United Kingdom.  He added that, obviously, others are disappointed today as this was a hotly contested decision, and he was sorry for the other cities that did not make it this time around.  But the intensity and drama surrounding the choice is a good omen for friendly international competition on and off the sports field.  And we have copies of that statement upstairs.

**Sudan Latest
We have a statement just in on the Sudan.

“The Secretary-General welcomes the signing by the Government of Sudan, the Justice and Equality Movement and the Sudan Liberation Movement, in Abuja on 5 July, of a Declaration of Principles for the resolution of the conflict in Darfur.  The Declaration signals the parties’ intention to bring an end to the conflict in Darfur.  The Secretary-General congratulates African Union mediator Salim Ahmed Salim and the U.N. team that participated in the negotiations on the successful conclusion at this stage.  He encourages the parties to move forward decisively and promptly when they restart the talks on 24 August and to conclude a lasting political settlement to bring an end to the enormous suffering of the people of Darfur.” 

That is actually it for me.  Before we turn to Joe, any questions?

**Questions and Answers
Question:  This is more of a GA question, but is there any scheduling yet of a vote on the G-4 resolution?

Spokesman:  No, not that we’re aware of.

Question:  We’re not getting any readout on Anna Tibaijuka in Zimbabwe, her impressions and observations.  Do you have anything on what she might be learning?  When will we get that kind of readout?

Spokesman:  It’s an information gathering tour.  She is listening to all those affected by the Government operations.  She is listening to NGO’s, both local and international.  She’s also hearing from the Government for their point of view.  And she will report back to the Secretary-General.  And I think all of her impressions will be contained in that report.

Question:  And will she be available to us, as well?

Spokesman:  We very much hope so.  When we have more details and when she comes here, we’ll sort that out for you.

Question:  Was that some sort of grimace on your face as you read the Olympic congratulations to London?  And that was more than two words on the Olympics.

Spokesman:  Not at all.  As you know, two words for the United Nations is often more than two.

Question:  Tomorrow’s commemoration of Srebrenica events is sponsored by the United Nations or in cooperation with someone else?

Spokesman:  It’s sponsored by the Peacekeeping Department.

Question:  Who’s organizing it and why isn’t the Secretary-General going to Srebrenica?

Spokesman:  The Peacekeeping Department put together the panel.  For the Secretary-General, it’s a travelling issue.  He’ll be in Khartoum on 9 and 10 July, so it won’t be possible for him to go.

Question:  What role did the U.N. play in reaching the agreement in the Sudan?

Spokesman:  The U.N. team was very much backing the leading role taken by the African Union mediator, Ahmed Salim.  We worked with him and complemented his efforts.

Question:  No mediation role?

Spokesman:  The mediation role was led by the African Union.  We were there in support of the African Union’s work.

Question:  It’s just coincidence that the Secretary-General is going there now?

Spokesman:  He’s going there to take part in the inauguration of the Government of National Unity.
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